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Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Mag. Gottfried SCHLÖGLHOFER als 

Einzelrichter über die Beschwerde von XXXX , geb. am XXXX , StA. Afghanistan, vertreten 

durch die Bundesagentur für Betreuung und Unterstützungsleistungen, gegen den Bescheid 

des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom 18.05.2018, Zl. 1105430803 – 

160228931/BMI-BFA_SBG_AST_01_TEAM_03, zu Recht: 

 

A)  

I. Die Beschwerde wird hinsichtlich der Spruchpunkte I. - III. des angefochtenen Bescheides 

als unbegründet abgewiesen. 

II. Der Beschwerde wird hinsichtlich der Spruchpunkte IV. - VI. des angefochtenen 

Bescheides stattgegeben und die Erlassung einer Rückkehrentscheidung in Bezug auf den 

Herkunftsstaat Afghanistan gemäß § 52 FPG iVm § 9 BFA-VG auf Dauer für unzulässig erklärt. 

III.  XXXX wird gemäß § 54 und 55 Abs. 2 AsylG 2005 der Aufenthaltstitel 

„Aufenthaltsberechtigung“ für die Dauer von zwölf Monaten erteilt. 

B) 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz, BGBl. Nr. 1/1930 (B-VG), 

idgF, nicht zulässig.  

 



- 2 - 

 

 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  

I. Verfahrensgang 

1.  Der Beschwerdeführer, ein afghanischer Staatsangehöriger und Angehöriger der 

Volksgruppe der Hazara, stellte am 13.02.2016 einen Antrag auf internationalen Schutz.  

2. Am selben Tag wurde der Beschwerdeführer durch ein Organ des öffentlichen 

Sicherheitsdienstes einer Erstbefragung unterzogen, bei der er angab, am  XXXX in der 

Provinz Maidan Wardak geboren zu sein. Er sei ledig und gehöre der Volksgruppe der Hazara 

und der Religionsgemeinschaft der schiitischen Moslems an. Er verfüge über keine Schul- 

oder Berufsausbildung und habe in Afghanistan zuletzt als Schneider gearbeitet.  

Zu seinen Fluchtgründen befragt gab der Beschwerdeführer an, dass er Afghanistan 

„aufgrund des Krieges und der Taliban“ verlassen habe und dass er dort Angst um sein Leben 

habe.  

3. Am 13.04.2018 wurde der Beschwerdeführer vor dem Bundesamt für Fremdenwesen und 

Asyl (im Folgenden: belangte Behörde) niederschriftlich einvernommen. Dabei gab er an, 

dass seine Familie in Afghanistan Schwierigkeiten bekommen habe und nunmehr im Iran 

lebe. Seit zwei bis drei Monaten habe er keinen Kontakt mehr zu seiner Familie. Früher habe 

die Familie in Afghanistan ein Haus und ein Grundstück besessen, welche ihr aber von den 

Taliban weggenommen worden seien. Er habe keine Verwandten oder Freunde mehr in 

Afghanistan.  

Nachgefragt, wann er zum ersten Mal daran gedacht habe, nach Europa zu kommen, gab der 

Beschwerdeführer an, dass er davor fünf Monate lang im Iran gelebt habe. Dort seien junge 

Männer für den Syrienkrieg rekrutiert worden, in dem auch zwei seiner Freunde ums Leben 

gekommen wären. Daraufhin habe er den Iran zunächst Richtung Türkei und in der Folge 

weiter Richtung Europa verlassen.  

Als Fluchtgrund gab der Beschwerdeführer an, dass in seinem Heimatdorf in der Provinz 

Maidan Wardak ausschließlich Angehörige der Volksgruppe der Hazara gelebt hätten. Immer 

wieder seien die Taliban gekommen und hätten – mit gefälschten Verträgen über die 

Besitzverhältnisse an den Grundstücken – versucht, diese Grundstücke selbst in Besitz zu 

nehmen. Viele Dorfbewohner hätten Angst bekommen und seien geflohen. Eines Tages sei 
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der Onkel des Beschwerdeführers von den Taliban erstochen worden, weil dieser sich 

geweigert habe, einen Vertrag zu unterschreiben, mit dem die Grundstücke an die Taliban 

übergegangen wären. Zwei Wochen später seien auch der Vater des Beschwerdeführers und 

dieser selbst mit dem Umbringen bedroht worden für den Fall, dass sich der Vater des 

Beschwerdeführers weigere, den Vertrag zu unterschreiben. Die Taliban hätten sogar beim 

Arbeitgeber des Beschwerdeführers nach diesem gesucht, als dieser dort aber nicht 

anwesend gewesen sei. Auf Empfehlung der Dorfältesten hätte die Familie des 

Beschwerdeführers daraufhin das Dorf verlassen.  

Die Taliban wären „überall in Afghanistan“ und im Falle einer Rückkehr des 

Beschwerdeführers würden sie diesen überall – auch in Kabul – finden.   

4. Mit Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom 18.05.2018, Zl. 

1105430803 – 160228931/BMI-BFA_SBG_AST_01_TEAM_03 (im Folgenden: angefochtener 

Bescheid), wurde der Antrag des Beschwerdeführers auf internationalen Schutz sowohl 

hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 

(Spruchpunkt I.) als auch hinsichtlich der Zuerkennung des Status des subsidiär 

Schutzberechtigten (Spruchpunkt II.) abgewiesen. Ein Aufenthaltstitel aus 

berücksichtigungswürdigen Gründen wurde dem Beschwerdeführer nicht erteilt 

(Spruchpunkt III.) und es wurde gegen ihn eine Rückkehrentscheidung erlassen (Spruchpunkt 

IV.). Es wurde festgestellt, dass eine Abschiebung nach Afghanistan zulässig sei (Spruchpunkt 

V.) und es wurde dem Beschwerdeführer eine Frist für die freiwillige Ausreise von 14 Tagen 

gesetzt (Spruchpunkt VI.).  

Begründend wurde auf das Wesentliche zusammengefasst ausgeführt, dass der 

Beschwerdeführer keine asylrelevanten Gründe für das Verlassen seines Herkunftslandes 

vorgebracht habe und dass diesem im Falle einer Rückkehr mit der Stadt Kabul eine 

zumutbare innerstaatliche Fluchtalternative zur Verfügung stehe. Die öffentlichen Interessen 

an einem geordneten Fremdenwesen seien gegenständlich höher zu bewerten als etwaige 

private Interessen des Beschwerdeführers an einem Verbleib in Österreich.  

5. Gegen den angefochtenen Bescheid der belangten Behörde vom 18.05.2018 erhob 

der Beschwerdeführer fristgerecht am 14.06.2018 Beschwerde und begründete diese im 

Wesentlichen wie folgt: 

Aufgrund der Grundstücksstreitigkeiten mit den Taliban sei das Leben des 

Beschwerdeführers in Afghanistan bedroht, auch in Kabul bestehe für ihn keine 

innerstaatliche Fluchtalternative. Dem Beschwerdeführer wäre der Status des 
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Asylberechtigten bzw. des subsidiär Schutzberechtigten zuzuerkennen, jedenfalls aber stelle 

eine Rückkehrentscheidung aufgrund der „fortgeschrittenen Integration“ des 

Beschwerdeführers einen unzulässigen Eingriff in dessen durch Art. 8 EMRK gewährleisteten 

Rechte dar.  

6. Einlangend am 28.06.2018 wurde die Beschwerde gegen den Bescheid der belangten 

Behörde - ohne von der Möglichkeit einer Beschwerdevorentscheidung Gebrauch zu machen 

- samt zugehörigem Verwaltungsakt dem Bundesverwaltungsgericht zur Entscheidung 

vorgelegt. 

7. Am 19.11.2019 fand vor dem Bundesverwaltungsgericht eine öffentliche mündliche 

Verhandlung statt, zu der der Beschwerdeführer und die belangte Behörde als Parteien 

geladen waren. Ein Vertreter der belangten Behörde nahm an der Verhandlung nicht teil.  

Im Zuge der Verhandlung fragte der Beschwerdeführer zunächst, ob er die Fragen auf 

Deutsch oder auf Dari beantworten solle. Dies wurde ihm freigestellt, in der Folge 

beantwortete der Beschwerdeführer einige Fragen auf Deutsch, die meisten aber unter 

Zuhilfenahme des Dolmetschers auf Dari.  

Dabei gab er an, dass er den Iran aus Angst vor einem „zwangsweisen Einsatz durch den 

iranischen Staat in Syrien“ verlassen habe.  

In Österreich habe er keine Verwandten, in Afghanistan lebe niemand mehr von seiner 

Familie.  

Ein typischer Tagesablauf gestalte sich so, dass er in der Früh laufen gehe. Nach dem 

Frühstück besuche er einen Deutschkurs und anschließend gehe er ins Fitnessstudio. Am 

Abend mache er die Hausaufgaben aus dem Deutschkurs. Er habe auch sechs Monate lang 

die Hauptschule besucht und würde gerne den Abschluss nachholen. Er fahre gerne mit dem 

Rad, sei nicht Mitglied in einem Verein, habe aber viele österreichische und afghanische 

Freunde. Er habe auch schon gemeinnützige Arbeiten im Tiergarten und bei der Gemeinde 

geleistet. Als Berufswunsch gab der Beschwerdeführer Tischler an.  

Befragt zu seinen Fluchtgründen wiederholte er im Wesentlichen sein bereits bei der 

belangten Behörde getätigtes Fluchtvorbringen. Auf Nachfrage, ob es inzwischen für den 

Beschwerdeführer in Afghanistan nicht mehr gefährlich sei, weil die Taliban inzwischen ja 

längst ihr Ziel, in den Besitz der Grundstücke der Familie zu gelangen, erreicht hätten, gab 

der Beschwerdeführer an, dass er nicht wisse, wo er jetzt in Afghanistan leben könne und 
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dass es in Afghanistan überall Krieg und Gefechte gebe. Auch in den größeren Städten gebe 

es „absolut keine Sicherheit“.  

Im Zuge der Verhandlung legte der Beschwerdeführer u.a. mehrere Empfehlungsschrieben 

von Privatpersonen, eine Bestätigung über die Teilnahme an einem Deutschkurs A2 vom 

15.11.2018, eine Zertifikat über die Teilnahme an einem Basisbildungskurs im Zeitraum vom 

21.01.2019 bis zum 21.05.2019, eine Bestätigung über freiwillige, ehrenamtliche Tätigkeiten 

in einem Tiergarten vom 04.03.2019 bis zum 24.06.2019, eine Bestätigung über die Mitarbeit 

in seiner Heimatgemeinde von Juli 2018 bis Juli 2019, eine Bestätigung über 

Remunerationstätigkeiten im Verein für Dorfentwicklung im Februar 2019 und eine 

Vereinbarung über gemeinnützige Beschäftigungen für Asylsuchende, abgeschlossen am 

28.02.2016, vor. 

8. Am 03.03.2021 räumte das Bundesverwaltungsgericht dem Beschwerdeführer die 

Möglichkeit zur Stellungnahme dahingehend ein, ob seit dem Termin der mündlichen 

Verhandlung am 19.11.2019 für die Beurteilung seines Antrages auf Zuerkennung von 

internationalem Schutz maßgebliche Änderungen eingetreten seien. 

9. In einer Stellungnahme vom 17.03.2021 führte der Beschwerdeführer aus, dass die 

„Rückkehrgefährdung“ wegen der nach wie vor bestehenden prekären Sicherheitslage 

weiterhin aufrecht sei.  

Was seine weiteren Integrationsschritte betreffe habe er versucht, Im Frühling 2020 den A2-

Kurs zu besuchen und die Prüfung abzulegen, was aber Corona-bedingt nicht möglich 

gewesen sei. Er lerne stattdessen wöchentlich mit einer Person, die dies ehrenamtlich 

mache, Deutsch. Er arbeite regelmäßig am Bauhof seiner Heimatgemeinde und führe auch 

freiwillige Tätigkeiten in seiner Nachbarschaft durch.  Er habe auch versucht, Arbeit zu 

finden, um nicht länger auf die Grundversorgung angewiesen zu sein. Dies sei aber als 

Asylwerber generell schwierig und speziell im Gastgewerbe wegen der Corona-Pandemie 

aktuell fast unmöglich. Da er schon sehr lange ernsthaft eine Arbeit suche und inzwischen 

auch viele Freunde in seiner Heimatgemeinde habe, die ihn dabei unterstützten, werde er 

sicher bald eine Arbeit finden, sobald es die Rahmenbedingungen zuließen.  

Aus zwei aktuellen privaten Empfehlungsschreiben geht hervor, dass es sich beim 

Beschwerdeführer um einen sehr freundlichen und zuverlässigen Menschen handle, der 

gerne und unaufgefordert helfe, wenn er gebraucht werde und der auch gute Fortschritte in 

der deutschen Sprache mache.  
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Aus einer Bestätigung des zuständigen Gemeindeverbandes geht hervor, dass sich der 

Beschwerdeführer seit Jahren als wichtiger Helfer am Wirtschaftshof erweise, der sehr 

fleißig und umsichtig „anpacke“. Er habe sich seit Jahren bestens in der Gemeinde integriert 

und sich als „tüchtige Arbeitskraft“ erwiesen.  

Weiters war der Stellungnahme eine Einstellungszusage eines einheimischen 

Gastronomiebetriebes beigelegt.  

10. Auf schriftliche Nachfrage durch das erkennende Gericht vom 07.05.2021, ob er 

inzwischen das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemäß § 9 Integrationsgesetz erfüllt 

habe oder einer erlaubten Erwerbstätigkeit nachgehe, antwortete der Beschwerdeführer per 

Schreiben vom 12.05.2021 dahingehend, dass er sich im März 2021 für die A2-

Deutschprüfung angemeldet habe, diese jedoch pandemiebedingt nicht stattfinden habe 

können und er nun vorhabe, sich für den Prüfungstermin im Juli 2021 anzumelden.  

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 

1. Feststellungen 

Der entscheidungsrelevante Sachverhalt steht auf Grundlage der Protokolle über die 

Einvernahme des Beschwerdeführers durch Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes 

sowie durch ein Organ der belangten Behörde, der Beschwerde, der Ergebnisse der 

mündlichen Verhandlung und der Einsichtnahme in die vom Beschwerdeführer vorgelegten 

Unterlagen betreffend seine Integration fest. Aus den diesbezüglichen Angaben und 

Informationen werden folgende Feststellungen getroffen und der Entscheidung zu Grunde 

gelegt: 

1.1. Zur Person des Beschwerdeführers und zu dessen Fluchtgründen: 

Der Beschwerdeführer ist afghanischer Staatsangehöriger, trägt den im Spruch angeführten 

Namen und ist an dem dort angegebenen Datum geboren. Er gehört der Volksgruppe der 

Hazara an und bekennt sich zum schiitischen Islam.  

Dem Beschwerdeführer droht im Falle einer Rückkehr eine konkrete, gegen ihn als 

Einzelperson gerichtete Verfolgung weder durch die Taliban oder durch eine sonstige 

politische Gruppierung.  

Dem Beschwerdeführer droht im Falle einer Rückkehr keine Verfolgung aufgrund von 

Grundstücksstreitigkeiten. 
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Dem Beschwerdeführer droht im Falle einer Rückkehr auch keine Verfolgung aus einem 

sonstigen in der GFK genannten asylrelevanten Grund. 

Dem Beschwerdeführer könnte bei einer Rückkehr in seine Heimatprovinz Maidan Wardak 

aufgrund der dort herrschenden allgemeinen schlechten Sicherheitslage ein Eingriff in seine 

körperliche Unversehrtheit drohen.  

Der Beschwerdeführer ist im Falle einer Zurückweisung, Zurückschiebung bzw. Abschiebung 

nach Afghanistan nicht in seinem Recht auf Leben gefährdet, Folter oder unmenschlicher 

oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen oder von der Todesstrafe bedroht. 

Der Beschwerdeführer leidet an keinen schwerwiegenden oder chronischen Krankheiten, 

welche einer Rückkehr nach Afghanistan entgegenstehen. 

Es ist nicht davon auszugehen, dass der Beschwerdeführer in Afghanistan mit hoher 

Wahrscheinlichkeit mit für ihn schwerwiegenden gesundheitlichen Folgen an Covid-19 

erkranken wird. 

Der Beschwerdeführer ist anpassungsfähig und kann einer regelmäßigen Arbeit nachgehen. 

Bezugnehmend auf die sonstigen Verfahrensergebnisse sind vor dem Hintergrund der 

aktuellen Lage in Afghanistan keine Hinweise auf eine allfällige Gefährdung des 

Beschwerdeführers bei einer Rückkehr in seinen Heimatstaat hervorgekommen. 

Bei einer Rückkehr nach Afghanistan und einer Ansiedelung in den Städten Herat oder 

Mazar-e Sharif ist der Beschwerdeführer in der Lage, grundlegende und notwendige 

Lebensbedürfnisse wie Nahrung, Kleidung sowie Unterkunft zu befriedigen, ohne in eine 

ausweglose bzw. existenzbedrohende Situation zu geraten. Er kann selbst für sein 

Auskommen und Fortkommen sorgen, in Herat oder Mazar-e Sharif einer Arbeit nachgehen 

und sich mit den daraus zu erzielenden Einkünften selbst erhalten. Er ist mit den 

Gepflogenheiten der afghanischen Kultur vertraut, spricht eine dort gängige Sprache und 

wuchs in einem afghanischen Familienverband auf. Er hat zwar nie in Herat oder Mazar-e 

Sharif gelebt und verfügt dort auch über keine familiären Anknüpfungspunkte, kann sich 

aber eine Existenz durch Hilfs- oder Gelegenheitsarbeiten aufbauen bzw. sichern. Er ist in 

der Lage, in Herat oder Mazar-e Sharif eine einfache Unterkunft zu finden. Auch wenn ihn 

seine nicht mehr in Afghanistan lebende Familie dabei nicht unterstützen kann, hat er doch 

die Möglichkeit, finanzielle Unterstützung in Form einer Rückkehrhilfe in Anspruch zu 

nehmen.  
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Außergewöhnliche Gründe, die eine Ansiedelung des Beschwerdeführers in Mazar-e Sharif 

oder Herat ausschließen, liegen nicht vor. Der Beschwerdeführer liefe bei einer Ansiedelung 

in einer dieser beiden Städte nicht Gefahr, grundlegende und notwendige 

Lebensbedürfnisse wie Nahrung, Kleidung sowie Unterkunft nicht befriedigen zu können 

oder in eine ausweglose bzw. existenzbedrohende Situation zu geraten.  

Herat bzw. Mazar-e Sharif sind für den Beschwerdeführer von Österreich aus sicher mit dem 

Flugzeug zu erreichen.  

Es ist dem Beschwerdeführer möglich, nach anfänglichen Schwierigkeiten nach einer 

Ansiedelung in den Städten Herat oder Mazar-e Sharif Fuß zu fassen und dort ein Leben 

ohne unbillige Härten zu führen, wie es auch andere Landsleute führen können. 

Der Beschwerdeführer hält sich seit mehr als fünf Jahren in Österreich auf. Er hat diesen 

Zeitraum gut genützt, um sich in Österreich sozial zu integrieren. Er geht zahlreichen 

gemeinnützigen Tätigkeiten nach und verfügt über einen umfangreichen Freundeskreis. In 

Afghanistan verfügt der Beschwerdeführer weder über Familienangehörige noch sonstige 

Bekannte. 

Der Beschwerdeführer hat weder das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemäß $ 9 

Integrationsgesetz erfüllt noch übt er aktuell eine erlaubte Erwerbstätigkeit aus.  

Der Beschwerdeführer ist strafrechtlich unbescholten. 

1.4. Zur Lage im Herkunftsstaat des Beschwerdeführers: 

Aus dem Länderinformationsblatt für Afghanistan datiert mit 16.12.2020 wird auszugsweise, 

soweit gegenständlich maßgeblich, wie folgt angeführt: 

1.4.1. Afghanistan ist ein Zentralstaat mit 34 Provinzen, die in Distrikte gegliedert sind. Auf 

einer Fläche von ca. 632.000 Quadratkilometern leben ca. 32 Millionen Menschen (LIB, 

Kapitel 2). 

Die Sicherheitslage in Afghanistan bleibt insgesamt volatil und weist starke regionale 

Unterschiede auf. Provinzen und Distrikten mit aktiven Kampfhandlungen stehen andere 

gegenüber, in denen die Lage trotz punktueller Sicherheitsvorfälle vergleichsweise stabil ist. 

Die afghanische Regierung behält die Kontrolle über Kabul, größere Bevölkerungszentren, 

Transitrouten, Provinzhauptstädte und den Großteil der Distriktzentren (LIB, Kapitel 3). Die 

Hauptlast einer unsicheren Sicherheitslage in der jeweiligen Region trägt die Zivilbevölkerung 

(UNHCR, Kapitel II. B).  
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Für die Sicherheit in Afghanistan sind verschiedene Organisationseinheiten der afghanischen 

Regierungsbehörden verantwortlich. Die Afghan National Defense and Security Forces 

(ANDSF) umfassen militärische, polizeiliche und andere Sicherheitskräfte. Das 

Innenministerium ist primär für die interne Ordnung zuständig, dazu zählt auch die Afghan 

National Police (ANP) und die Afghan Local Police (ALP). Die Afghan National Army (ANA) ist 

für die externe Sicherheit verantwortlich, dennoch besteht ihre Hauptaufgabe darin, den 

Aufstand im Land zu bekämpfen. Die ANP gewährleistet die zivile Ordnung und bekämpft 

Korruption sowie die Produktion und den Schmuggel von Drogen. Der Fokus der ANP liegt 

derzeit in der Bekämpfung von Aufständischen gemeinsam mit der ANA. Die ALP wird durch 

die USA finanziert und schützt die Bevölkerung in Dörfern und ländlichen Gebieten vor 

Angriffen durch Aufständische (LIB, Kapitel 5).  

In Afghanistan sind unterschiedliche regierungsfeindliche Gruppierungen aktiv, welche eine 

Bedrohung für die gesamte regionale Sicherheit und Stabilität in Afghanistan darstellen. Eine 

Bedrohung für Zivilisten geht insbesondere von Kampfhandlungen zwischen den 

Konfliktparteien sowie improvisierten Sprengkörpern, Selbstmordanschlägen und Angriffen 

auf staatliche Einrichtungen und gegen Gläubige und Kultstätten bzw. religiöse Minderheiten 

aus (LIB, Kapitel 3).  

1.4.2. Allgemeine Wirtschaftslage 

Afghanistan ist nach wie vor eines der ärmsten Länder der Welt und stark von 

internationalen Hilfsgeldern abhängig. Dabei bleibt das Gefälle zwischen urbanen Zentren 

und ländlichen Gebieten Afghanistans eklatant. Lebensgrundlage für rund 80% der 

Bevölkerung ist die Landwirtschaft (LIB, Kapitel 21).  

Der Zugang zum Arbeitsmarkt ist angespannt und die Arbeitslosigkeit ist hoch. Persönliche 

Kontakte, Empfehlungen sowie ein Netzwerk sind wichtig um einen Job zu finden. 

Arbeitgeber bewerten persönliche Beziehungen und Netzwerke höher als formelle 

Qualifikationen. Fähigkeiten, die sich Rückkehrer im Ausland angeeignet haben, können eine 

wichtige Rolle bei der Arbeitsplatzsuche spielen. Der afghanische Arbeitsmarkt ist durch eine 

starke Dominanz des Agrarsektors, eine Unterrepräsentation von Frauen und relativ wenigen 

Möglichkeiten für junge Menschen gekennzeichnet. Ebenso korreliert ein Mangel an Bildung 

mit Armut, wobei ein niedriges Bildungsniveau und Analphabetismus immer noch weit 

verbreitet sind. In Afghanistan existiert keine finanzielle oder sonstige Unterstützung bei 

Arbeitslosigkeit (LIB, Kapitel 21).   

In den Jahren 2016-2017 lebten 54,5% der Bevölkerung unterhalb der nationalen 

Armutsgrenze. Immer mehr Menschen greifen auf negative Bewältigungsmechanismen wie 
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Kleinkriminalität, Kinderehen, Kinderarbeit und Betteln zurück, von denen insbesondere 

Binnenvertriebene betroffen sind. Der Zugang zu einer produktiven oder entgeltlichen 

Beschäftigung ist begrenzt, 80% der Beschäftigung gelten als anfällig und unsicher in Form 

von Selbst- oder Eigenbeschäftigung, Tagarbeit oder unbezahlter Arbeit. Der saisonale 

Effekt ist erheblich. Die Arbeitslosenquote ist in den Frühlings- und Sommermonaten relativ 

niedrig (rund 20%), während sie im Winter 32,5% erreichen kann (EASO, Kapitel Common 

analysis: Afghanistan, V).  

In Afghanistan gibt es neben der Zentralbank auch mehrere kommerzielle Banken. Es ist 

mittlerweile auch relativ einfach, in Afghanistan ein Bankkonto zu eröffnen.  Geld kann auch 

über das Hawala System (Form des Geldtausches) transferiert werden. Dieses 

Systemfunktioniert schnell, zuverlässig und günstig. Spezielle Dokumente sind nicht 

notwendig und der Geldtransfer ist weltweit möglich und wird von verschiedenen 

Bevölkerungsschichten verwendet (LIB, Kapitel 21).  

Im Zeitraum von 2016 bis 2017 waren 44,6% der afghanischen Bevölkerung sehr stark bis 

mäßig von Lebensmittelunsicherheit betroffen. In allen Wohnbevölkerungsgruppen war seit 

2011 ein Anstieg festzustellen, wobei der höchste Anstieg in den ländlichen Gebieten zu 

verzeichnen war (EASO, Kapitel Common analysis: Afghanistan, V). 

Afghanistans jährliche Wachstumsrate der städtischen Bevölkerung gehört zu den höchsten 

der Welt. Kabul war das Zentrum des Wachstums, und der Rest der städtischen Bevölkerung 

konzentriert sich hauptsächlich auf vier andere Stadtregionen: Herat, Mazar-e Sharif, 

Kandahar und Jalalabad. Die große Mehrheit (72%, basierend auf ALCS-Zahlen für 2016-

2017) der afghanischen Stadtbevölkerung lebt in Slums oder in ungenügenden Wohnungen. 

86% der städtischen Häuser in Afghanistan können (gemäß der Definition von UN-Habitat) 

als Slums eingestuft werden. Der Zugang zu angemessenem Wohnraum stellt für die 

Mehrheit der Afghanen in den Städten eine große Herausforderung dar (EASO, Kapitel 

Common analysis: Afghanistan, V). 

In den Städten besteht grundsätzlich die Möglichkeit, sicheren Wohnraum zu mieten. 

Darüber hinaus bietet die Städte die Möglichkeit von „Teehäusern“, die mit 30 Afghani (das 

sind ca. € 0,35) bis 100 Afghani (das sind ca. € 1,20) pro Nacht relativ günstig sind. 

„Teehäuser“ werden von Reisenden, Tagesarbeitern, Straßenhändlern, jungen Menschen, 

alleinstehenden Männern und anderen Personen, die in der Gegend keine ständige 

Unterkunft haben, als vorübergehende Unterkunft genutzt (EASO, Kapitel Common analysis: 

Afghanistan, V).  
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Der Zugang zu sauberem Trinkwasser sowie angemessenen sanitären Einrichtungen hat sich 

in den letzten Jahren erheblich verbessert. Der Zugang zu grundlegenden Dienstleistungen, 

wie Wasserversorgung und Abwasserentsorgung, war in den Städten im Allgemeinen besser 

als auf dem Land. Der Zugang zu Trinkwasser ist für viele Afghanen jedoch nach wie vor ein 

Problem, und die sanitären Einrichtungen sind weiterhin schlecht (EASO, Kapitel Common 

analysis: Afghanistan, V). 

1.4.3. Sicherheitslage 

Die Sicherheitslage in Afghanistan ist nach wie vor volatil (UNGASC 17.3.2020). Die 

afghanische Regierung behält die Kontrolle über Kabul, die Provinzhauptstädte, die meisten 

Distriktzentren und die meisten Teile der wichtigsten Transitrouten. Mehrere Teile der 

wichtigsten Transitrouten sind umkämpft, wodurch Distriktzentren bedroht sind. Seit 

Februar 2020 haben die Taliban ein hohes Maß an Gewalt gegen die ANDSF (Afghan National 

Defense Security Forces) aufrechterhalten, vermeiden aber gleichzeitig Angriffe gegen um 

Provinzhauptstädte herum stationierte Koalitionstruppen - wahrscheinlich um das US-

Taliban-Abkommen nicht zu gefährden. Unabhängig davon begann IS/ISKP im Februar 2020 

(zum ersten Mal seit dem Verlust seiner Hauptfestung in der Provinz Nangarhar im 

November 2019) Terroranschläge gegen die ANDSF und die Koalitionstruppen 

durchzuführen (USDOD 1.7.2020). Die Zahl der Angriffe der Taliban auf staatliche 

Sicherheitskräfte entsprach dem Niveau der Frühjahrsoffensiven der vergangenen Jahre, 

auch wenn die Offensive dieses Jahr bisher nicht offiziell erklärt wurde (AA 16.7.2020; vgl. 

REU 6.10.2020). 

Die Umsetzung des US-Taliban-Abkommens, angefochtene Ergebnisse der 

Präsidentschaftswahlen, regionale politische Spannungen zwischen den Vereinigten Staaten 

und dem Iran, Diskussionen über die Freilassung von Gefangenen, Krieg und die globale 

Gesundheitskrise COVID-19 haben laut dem Combined Security Transition Command-

Afghanistan (CSTC-A) das zweite Quartal 2020 für die afghanischen Verteidigungs- und 

Sicherheitskräfte (ANDSF) zum „vielleicht komplexesten und herausforderndsten Zeitraum 

der letzten zwei Jahrzehnte“ gemacht (SIGAR 30.7.2020). 

Der Konflikt in Afghanistan befindet sich nach wie vor in einer „strategischen Pattsituation“, 

die nur durch Verhandlungen zwischen der afghanischen Regierung und den Taliban gelöst 

werden kann (SIGAR 30.1.2020). Die afghanische Regierung führte zum ersten Mal 

persönliche Gespräche mit den Taliban, inhaltlich wurde über den Austausch tausender 

Gefangener verhandelt; bis dahin hatten die beiden Seiten sich nur per Videokonferenz 
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unterhalten (BBC 1.4.2020). Diese Gespräche sind ein erster Schritt Richtung inner-

afghanischer Verhandlungen, welche Teil eines zwischen Taliban und US-Amerikanern 

unterzeichneten Abkommens sind (TD 2.4.2020). Die Gespräche fanden vor dem 

Hintergrund anhaltender Gewalt im Land statt (BBC 1.4.2020). 

Für den Berichtszeitraum 1.1.2020-30.9.2020 verzeichnete UNAMA 5.939 zivile Opfer. Die 

Gesamtzahl der Opfer unter der Zivilbevölkerung ist im Vergleich zum gleichen Zeitraum des 

Vorjahres um 13% zurückgegangen, das ist der niedrigste Wert seit 2012 (UNAMA 

27.10.2020). Afghanistans National Security Council (NSC) zufolge nahmen die 

Talibanattacken im Juni 2020 deutlich zu. Gemäß NATO Resolute Support (RS) nahm die 

Anzahl an zivilen Opfern im zweiten Quartal 2020 um fast 60% gegenüber dem ersten 

Quartal und um 18% gegenüber dem zweiten Quartal des Vorjahres zu (SIGAR 30.7.2020). 

Die Sicherheitslage bleibt nach wie vor volatil. Die höchste Anzahl sicherheitsrelevanter 

Vorfälle wurde in der südlichen Region, gefolgt von den nördlichen und östlichen Regionen, 

registriert, die allesamt 68% der Zwischenfälle ausmachten. Die aktivsten Konfliktregionen 

sind in den Provinzen Kandahar, Helmand, Nangarhar und Balkh zu finden. Entsprechend 

saisonaler Trends, gehen die Kämpfe in den Wintermonaten - Ende 2019 und Anfang 2020 - 

zurück (UNGASC 17.3.2020). 

Die Sicherheitslage im Jahr 2019 

Die geographische Verteilung aufständischer Aktivitäten innerhalb Afghanistans blieb, im 

Vergleich der beiden Jahre 2018 und 2019, weitgehend konstant. Im Jahr 2019 fanden auch 

weiterhin im Süden und Westen Afghanistans schwere Kampfhandlungen statt; feindliche 

Aktivitäten nahmen zu und breiteten sich in größeren Gebieten des Nordens und Ostens aus. 

Der Resolute Support (RS) Mission (seit 2015 die Unterstützungsmission der NATO in 

Afghanistan) zufolge, waren für das Jahr 2019 29.083 feindliche Angriffe landesweit zu 

verzeichnen. Im Gegensatz dazu waren es im Jahr 2018 27.417 (SIGAR 30.1.2020). Mit einer 

hohen Anzahl an sicherheitsrelevanten Vorfällen - speziell in den südlichen, nördlichen und 

östlichen Regionen - blieb die Sicherheitslage vorerst volatil, bevor ein Zeitraum der 

Reduzierung der Gewalt registriert werden konnte. Die UNAMA (Hilfsmission der Vereinten 

Nationen in Afghanistan) registrierte für das gesamte Jahr 2019 10.392 zivile Opfer, was 

einem Rückgang von 5% gegenüber 2018 entspricht (UNGASC 17.3.2020). Es gab im letzten 

Jahr (2019) eine Vielzahl von Operationen durch die Sondereinsatzkräfte des 

Verteidigungsministeriums (1.860) und die Polizei (2.412) sowie hunderte von Operationen 

durch die Nationale Sicherheitsdirektion (RA KBL 12.10.2020). 
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Seit Ende des Jahres 2019 haben Angriffe durch regierungsfeindliche Elemente erheblich 

zugenommen. Im September 2019 fanden die afghanischen Präsidentschaftswahlen statt, in 

diesem Monat wurde auch die höchste Anzahl feindlicher Angriffe eines einzelnen Monats 

seit Juni 2012 und die höchste Anzahl effektiver feindlicher Angriffe seit Beginn der 

Aufzeichnung der RS-Mission im Januar 2010 registriert. Dieses Ausmaß an Gewalt setzte 

sich auch nach den Präsidentschaftswahlen fort, denn im Oktober 2019 wurde die 

zweithöchste Anzahl feindlicher Angriffe in einem Monat seit Juli 2013 dokumentiert. 

Betrachtet man jedoch das Jahr 2019 in dessen Gesamtheit, so waren scheinbar feindliche 

Angriffe, seit Anfang des Jahres, im Zuge der laufenden Friedensgespräche zurückgegangen. 

Nichtsdestotrotz führte ein turbulentes letztes Halbjahr zu einem Anstieg feindlicher Angriffe 

um 6% bzw. effektiver Angriffe um 4% gegenüber 2018 (SIGAR 30.1.2020). 

1.4.4. Zur Lage hinsichtlich Covid-19 

Berichten zufolge, haben sich mehr als 30.000 Menschen in Afghanistan mit COVID-19 

angesteckt (WP 25.5.2020; vgl. JHU 26.6.2020), mehr als 670 sind daran gestorben. Dem 

Gesundheitsministerium zufolge, liegen die tatsächlichen Zahlen viel höher; auch bestünde 

dem Ministerium zufolge die Möglichkeit, dass in den kommenden Monaten landesweit bis 

zu 26 Millionen Menschen mit dem Virus infiziert werden könnten, womit die Zahl der 

Todesopfer 100.000 übersteigen könnte. Die COVID-19 Testraten sind extrem niedrig in 

Afghanistan: weniger als 0,2% der Bevölkerung – rund 64.900 Menschen von geschätzten 

37,6 Millionen Einwohnern – wurden bis jetzt auf COVID-19 getestet (WP 25.6.2020). 

In vier der 34 Provinzen Afghanistans – Nangahar, Ghazni, Logar und Kunduz – hat sich unter 

den Sicherheitskräften COVID-19 ausgebreitet. In manchen Einheiten wird eine 

Infektionsrate von 60-90% vermutet. Dadurch steht weniger Personal bei Operationen 

und/oder zur Aufnahme des Dienstes auf Außenposten zur Verfügung (WP 25.6.2020). 

In Afghanistan sind landesweit derzeit Mobilität, soziale und geschäftliche Aktivitäten sowie 

Regierungsdienste eingeschränkt. In den größeren Städten wie z.B. Kabul, Kandahar, Mazar-e 

Sharif, Jalalabad, Parwan usw. wird auf diese Maßnahmen stärker geachtet und 

dementsprechend kontrolliert. Verboten sind zudem auch Großveranstaltungen – 

Regierungsveranstaltungen, Hochzeitsfeiern, Sportveranstaltungen – bei denen mehr als 

zehn Personen zusammenkommen würden (RA KBL 19.6.2020). In der Öffentlichkeit ist die 

Bevölkerung verpflichtet einen Nasen-Mund-Schutz zu tragen (AJ 8.6.2020). 

Wirksame Maßnahmen der Regierung zur Bekämpfung von COVID-19 scheinen derzeit auf 

keiner Ebene möglich zu sein: der afghanischen Regierung zufolge, lebt 52% der Bevölkerung 

in Armut, während 45% in Ernährungsunsicherheit lebt (AF 24.6.2020). Dem  Lockdown folge 
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zu leisten, "social distancing" zu betreiben und zuhause zu bleiben ist daher für viele keine 

Option, da viele Afghan/innen arbeiten müssen, um ihre Familien versorgen zu können (AJ 

8.6.2020). 

Gesellschaftliche Maßnahmen zur Bekämpfung der COVID-19 Auswirkungen 

In Kabul, hat sich aus der COVID-19-Krise heraus ein "Solidaritätsprogramm" entwickelt, 

welches später in anderen Provinzen repliziert wurde. Eine afghanische Tageszeitung rief 

Hausbesitzer dazu auf, jenen ihrer Mieter/innen, die Miete zu reduzieren oder zu erlassen, 

die aufgrund der Ausgangsbeschränkungen nicht arbeiten konnten. Viele Hausbesitzer 

folgten dem Aufruf (AF 24.6.2020). 

Bei der Spendenaktion „Kocha Ba Kocha“ kamen junge Freiwillige zusammen, um auf die 

wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie zu reagieren, indem sie Spenden für bedürftige 

Familien sammelten und ihnen kostenlos Nahrungsmittel zur Verfügung stellten. In einem 

weiteren Fall startete eine Privatbank eine Spendenkampagne, durch die 10.000 Haushalte in 

Kabul und andere Provinzen monatlich mit Lebensmitteln versorgt wurden. Außerdem 

initiierte die afghanische Regierung das sogenannte „kostenlose Brot“-Programm; bei dem  

bedürftige Familien – ausgewählt  durch Gemeindeälteste – rund einen Monat lang mit 

kostenlosem Brot versorgt werden (AF 24.6.2020). In dem mehrphasigen Projekt, erhält 

täglich jede Person innerhalb einer Familie zwei Stück des traditionellen Brots, von einer 

Bäckerei in der Nähe ihres Wohnortes (TN 15.6.2020). Die Regierung kündigte kürzlich an, 

das Programm um einen weiteren Monat zu verlängern (AF 24.6.2020; vgl. TN 15.6.2020). 

Beispielsweise beklagten sich bedürftige Familien in der Provinz Jawzjan über Korruption im 

Rahmen dieses Projektes (TN 20.5.2020). 

Weitere Maßnahmen der afghanischen Regierung 

Schulen und Universitäten sind nach aktuellem Stand bis September 2020 geschlossen (AJ 

8.6.2020; vgl. RA KBL 19.6.2020). Über Fernlernprogramme, via Internet, Radio und 

Fernsehen soll der traditionelle Unterricht im Klassenzimmer vorerst weiterhin ersetzen 

werden (AJ 8.6.2020). Fernlehre funktioniert jedoch nur bei wenigen Studierenden. Zum 

Einen können sich viele Familien weder Internet noch die dafür benötigten Geräte leisten 

und zum Anderem schränkt eine hohe Analphabetenzahl unter den Eltern in Afghanistan 

diese dabei ein, ihren Kindern beim Lernen behilflich sein zu können (HRW 18.6.2020). 

Die großen Reisebeschränkungen wurden mittlerweile aufgehoben; die Bevölkerung kann 

nun in alle Provinzen reisen (RA KBL 19.6.2020). Afghanistan hat mit 24.6.2020 den  

internationalen Flugverkehr mit einem Turkish Airlines-Flug von Kabul nach Istanbul wieder 
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aufgenommen; wobei der Flugplan aufgrund von Restriktionen auf vier Flüge pro Woche 

beschränkt wird (AnA 24.6.2020). Emirates, eine staatliche Fluglinie der Vereinigten 

Arabischen Emirate, hat mit 25.6.2020 Flüge zwischen Afghanistan und Dubai wieder 

aufgenommen (AnA 24.6.2020; vgl. GN 9.6.2020). Zwei afghanische Fluggesellschaften 

Ariana Airlines und der lokale private Betreiber Kam Air haben ebenso Flüge ins Ausland 

wieder aufgenommen (AnA 24.6.2020). Bei Reisen mit dem Flugzeug sind grundlegende 

COVID-19-Schutzmaßnahmen erforderlich (RA KBL 19.6.2020). Wird hingegen die Reise mit 

dem Auto angetreten, so sind keine weiteren Maßnahmen erforderlich. Zwischen den 

Städten Afghanistans verkehren Busse. Grundlegende Schutzmaßnahmen nach COVID-19 

werden von der Regierung zwar empfohlen – manchmal werden diese nicht vollständig 

umgesetzt (RA KBL 19.6.2020). 

Seit 1.1.2020 beträgt die Anzahl zurückgekehrter Personen aus dem Iran und Pakistan: 

339.742; 337.871 Personen aus dem Iran (247.082 spontane Rückkehrer/innen und 90.789 

wurden abgeschoben) und 1.871 Personen aus Pakistan (1.805 spontane Rückkehrer/innen 

und 66 Personen wurden abgeschoben) (UNHCR 20.6.2020). 

 

Situation in der Grenzregion und Rückkehr aus Pakistan 

Die Grenze zu Pakistan war fast drei Monate lang aufgrund der COVID-19-Pandemie 

gesperrt. Mit 22.6.2020 erhielt Pakistan an drei Grenzübergängen erste Exporte aus 

Afghanistan: frisches Obst und Gemüse wurde über die Grenzübergänge Torkham, Chaman 

und Ghulam Khan nach Pakistan exportiert. Im Hinblick auf COVID-19 wurden   

Standardarbeitsanweisungen (SOPs – standard operating procedures) für den 

grenzüberschreitenden Handel angewandt (XI 23.6.2020). Der bilaterale Handel soll an sechs 

Tagen der Woche betrieben werden, während an Samstagen diese Grenzübergänge für 

Fußgänger reserviert sind (XI 23.6.2020; vgl. UNHCR 20.6.2020); in der Praxis wurde der 

Fußgängerverkehr jedoch häufiger zugelassen (UNHCR 20.6.2020). 

 

Pakistanischen Behörden zufolge waren die zwei Grenzübergänge Torkham und Chaman auf 

Ansuchen Afghanistans und aus humanitären Gründen bereits früher für den Transithandel 

sowie Exporte nach Afghanistan geöffnet worden (XI 23.6.2020). 

 

Situation in der Grenzregion und Rückkehr aus dem Iran 

Die Anzahl aus dem Iran abgeschobener Afghanen ist im Vergleich zum Monat Mai stark 

gestiegen. Berichten zufolge haben die Lockerungen der Mobilitätsmaßnahmen dazu 

geführt, dass viele Afghanen mithilfe von Schmugglern in den Iran ausreisen. UNHCR zufolge, 
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gaben Interviewpartner/innen an, kürzlich in den Iran eingereist zu sein, aber von der Polizei 

verhaftet und sofort nach Afghanistan abgeschoben worden zu sein (UNHCR 20.6.2020). 

1.4.5. Allgemeine Menschenrechtslage 

Im Bereich der Menschenrechte hat Afghanistan unter schwierigen Umständen Fortschritte 

gemacht. Inzwischen ist eine selbstbewusste neue Generation von Afghaninnen und 

Afghanen herangewachsen, die sich politisch, kulturell und sozial engagiert und der 

Zivilgesellschaft eine stärkere Stimme verleiht. Diese Fortschritte erreichen aber nach wie 

vor nicht alle Landesteile und sind außerhalb der Städte auch gegen willkürliche 

Entscheidungen von Amtsträgern und Richtern sowie Einflussnahme örtlicher Machteliten 

nur schwer durchzusetzen. Die afghanische Regierung ist nicht in der Lage, die durch die 

afghanische Verfassung und einschlägige völkerrechtliche Verträge garantierten 

Menschenrechte vollumfänglich umzusetzen und zu gewährleisten (LIB, Kapitel 11). 

Menschenrechtsverletzungen an der Zivilbevölkerung finden nach wie vor in allen Teilen des 

Landes und unabhängig davon statt, wer die betroffenen Gebiete tatsächlich kontrolliert 

(UNHCR, Kapitel II. C. 1). 

Die Fähigkeit der Regierung, Menschenrechte zu schützen, wird durch die Unsicherheit und 

zahlreiche Angriffe durch regierungsfeindliche Kräfte untergraben. Insbesondere ländliche 

und instabile Gebiete leiden unter einem allgemein schwachen förmlichen Justizsystem, das 

unfähig ist, Zivil- und Strafverfahren effektiv und zuverlässig zu entscheiden (UNHCR, Kapitel 

II. C. 2). 

1.4.6. Regierungsfeindliche Gruppierungen 

In Afghanistan sind unterschiedliche regierungsfeindliche Gruppierungen aktiv – 

insbesondere die Grenzregion zu Pakistan bleibt eine Zufluchtsstätte für unterschiedliche 

Gruppierungen, wie Taliban, Islamischer Staat, al-Qaida, Haqqani-Netzwerk, Lashkar-e 

Tayyiba, Tehrik-e Taliban Pakistan, sowie Islamic Movement of Uzbekistan (LIB, Kapitel 2). 

Taliban:  

Die Mehrheit der Taliban sind immer noch Paschtunen, obwohl es eine wachsende 

Minderheit an Tadschiken, Usbeken, Belutschen und sogar mehreren hundert Hazara 

(einschließlich Schiiten) gibt. In einigen nördlichen Gebieten bestehen die Taliban bereits 

überwiegend aus Nicht-Paschtunen, da sie innerhalb der lokalen Bevölkerung rekrutieren 

(LIB, Kapitel 2).  
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Die Gesamtstärke der Taliban betrug im Jahr 2017 über 200.000 Personen, darunter ca. 

150.000 Kämpfer, davon rund 60.000 Vollzeitkämpfer mobiler Einheiten und der Rest ist Teil 

der lokalen Milizen. Die Taliban betreiben Trainingslager in Afghanistan (LIB, Kapitel 2).   

Zwischen 01.12.2018 und 31.05.2019 haben die Talibanaufständischen mehr Angriffe 

ausgeführt, als in der Vergangenheit üblich, trotzdem war die Gesamtzahl effektiver 

feindlicher Angriffe stark rückläufig. Diese Angriffe hatten hauptsächlich militärische 

Außenposten und Kontrollpunkte sowie andere schlecht verteidigte ANDSF-Posten zum Ziel 

– die Taliban beschränken ihre Angriffe weitgehend auf Regierungsziele und afghanische und 

internationale Sicherheitskräfte (LIB, Kapitel 2). 

Die Taliban haben eine Vielzahl von Personen ins Visier genommen, die sich ihrer Meinung 

nach "fehlverhalten", unter anderem Angehörige der afghanischen Sicherheitskräfte jeden 

Ranges, oder Regierungsbeamte und Mitarbeiter westlicher und anderer „feindlicher“ 

Regierungen, Kollaborateure oder Auftragnehmer der afghanischen Regierung oder des 

ausländischen Militärs, oder Dolmetscher, die für feindliche Länder arbeiten. Die Taliban 

bieten diesen Personen grundsätzlich die Möglichkeit an, Reue und den Willen zur 

Wiedergutmachung zu zeigen. Die Chance zu bereuen, ist ein wesentlicher Aspekt der 

Einschüchterungstaktik der Taliban und dahinter steht hauptsächlich der folgende Gedanke: 

das Funktionieren der Kabuler Regierung ohne übermäßiges Blutvergießen zu unterminieren 

und Personen durch Kooperationen an die Taliban zu binden. Diese Personen können einer 

„Verurteilung“ durch die Taliban entgehen, indem sie ihre vermeintlich „feindseligen“ 

Tätigkeiten nach einer Verwarnung einstellen. (Landinfo 1, Kapitel 4) 

1.4.7. Rekrutierung durch die Taliban 

Menschen schließen sich den Taliban zum einen aus materiellen und wirtschaftlichen 

Gründen zum anderen aus kulturellen und religiösen Gründen an. Die Rekruten sind durch 

Armut, fehlende Chancen und die Tatsache, dass die Taliban relativ gute Löhne bieten, 

motiviert. Es spielt auch die Vorstellung, dass die Behörden und die internationale 

Gemeinschaft den Islam und die traditionellen Standards nicht respektieren würden, eine 

zentrale Rolle, wobei sich die Motive überschneiden. Bei Elitetruppen sind beide Parameter 

stark ausgeprägt. Sympathisanten der Taliban sind Einzelpersonen und Gruppen, vielfach 

junger Männer, deren Motiv der Wunsch nach Rache, Heldentum gepaart mit religiösen und 

wirtschaftlichen Gründen sind (Landinfo 2, Kapitel 4.1). Die Billigung der Taliban in der 

Bevölkerung ist nicht durch religiöse Radikalisierung bedingt, sondern Ausdruck der 

Unzufriedenheit über Korruption und Misswirtschaft (Landinfo 2, Kapitel 4.1.1).  
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Die Taliban sind aktiver als bisher bemüht, Personen mit militärischem Hintergrund sowie 

mit militärischen Fertigkeiten zu rekrutieren. Die Taliban versuchen daher das Personal der 

afghanischen Sicherheitskräfte auf ihre Seite zu ziehen. Da ein Schwerpunkt auf militärisches 

Wissen und Erfahrungen gelegt wird, ist mit einem Anstieg des Durchschnittsalters zu 

rechnen Landinfo 2, Kapitel 3). Durch das Anwerben von Personen mit militärischem 

Hintergrund bzw. von Mitgliedern der Sicherheitskräfte erhalten Taliban Waffen, Uniformen 

und Wissen über die Sicherheitskräfte. Auch Personen die über Knowhow und 

Qualifikationen verfügen (z.B. Reparatur von Waffen), können von Interesse für die Taliban 

sein (Landinfo 2, Kapitel 5.1). 

Die Mehrheit der Taliban sind Paschtunen. Die Rekrutierung aus anderen ethnischen 

Gruppen ist weniger üblich. Um eine breitere Außenwirkung zu bekommen, möchte die 

Talibanführung eine stärkere multiethnische Bewegung entwickeln. Die Zahl der 

mobilisierten Hazara ist unerheblich, nur wenige Kommandanten der Hazara sind mit Taliban 

verbündet. Es ist für die Taliban wichtig sich auf die Rekruten verlassen zu können (Landinfo 

2, Kapitel 3.3).   

Die Taliban waren mit ihrer Expansion noch nicht genötigt Zwangsmaßnahmen zur 

Rekrutierung anzuwenden. Zwangsrekrutierung ist noch kein herausragendes Merkmal für 

den Konflikt. Die Taliban bedienen sich nur sehr vereinzelt der Zwangsrekrutierung, indem 

sie männliche Dorfbewohner in von ihnen kontrollierten Gebieten, die mit der Sache nicht 

sympathisieren, zwingen, als Lastenträger zu dienen (Landinfo 2, Kapitel 5.1). Die Taliban 

betreiben eine Zwangsrekrutierung nicht automatisch. Personen die sich gegen die 

Rekrutierung wehren, werden keine rechtsverletzenden Sanktionen angedroht. Eine auf 

Zwang beruhende Mobilisierungspraxis steht auch den im Pashtunwali (Rechts- und 

Ehrenkodex der Paschtunen) enthaltenen fundamentalen Werten von Familie, Freiheit und 

Gleichheit entgegen. Es kommt nur in Ausnahmefällen und nur in sehr beschränktem 

Ausmaß zu unmittelbaren Zwangsrekrutierungen durch die Taliban. Die Taliban haben 

ausreichend Zugriff zu freiwilligen Rekruten. Zudem ist es schwierig einen Afghanen zu 

zwingen, gegen seinen Willen gegen jemanden oder etwas zu kämpfen (Landinfo 2, Kapitel 

5.1). 

Im Kontext Afghanistans verläuft die Grenze zwischen Jungen und Mann fließend. 

Ausschlaggebend für diese Beurteilung sind Faktoren wie Pubertät, Bartwuchs, Mut, 

Unabhängigkeit, Stärke und die Fähigkeit die erweiterte Familie zu repräsentieren. Der 

Familienälteste ist das Oberhaupt, absolute Loyalität gegenüber getroffenen Entscheidungen 

wird vorausgesetzt. Kinder unterstehen der Obrigkeit der erweiterten Familie. Es stünde im 

Widerspruch mit der afghanischen Kultur, würde man Kinder gegen den Wunsch der Familie 
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und ohne entsprechende Entscheidung des Familienverbandes aus dem Familienverband 

„herauslösen“ (Landinfo 2, Kapitel 6). 

1.4.8. Provinzen und Städte 

1.4.8.1. Provinz Balkh  

Balkh liegt im Norden Afghanistans und grenzt im Norden an Usbekistan, im Nordosten an 

Tadschikistan, im Osten an Kunduz und Baghlan, im Südosten an Samangan, im Südwesten 

an Sar-e Pul, im Westen an Jawzjan und im Nordwesten an Turkmenistan (UNOCHA Balkh 

13.4.2014; vgl. GADM 2018). Die Provinzhauptstadt ist Mazar-e Sharif. Die Provinz ist in die 

folgenden Distrikte unterteilt: Balkh, Char Bolak, Char Kent, Chimtal, Dawlat Abad, Dehdadi, 

Kaldar, Kishindeh, Khulm, Marmul, Mazar-e Sharif, Nahri Shahi, Sholgara, Shortepa und Zari 

(NSIA 1.6.2020; vgl. IEC Balkh 2019). 

Die National Statistics and Information Authority of Afghanistan (NSIA) schätzt die 

Bevölkerung in Balkh im Zeitraum 2020-21 auf 1,509.183 Personen, davon geschätzte 

484.492 Einwohner in Mazar-e Sharif (NSIA 1.6.2020). Balkh ist eine ethnisch vielfältige 

Provinz, welche von Paschtunen, Usbeken, Hazara, Tadschiken, Turkmenen, Aimaq, 

Belutschen, Arabern, sunnitischen Hazara (Kawshi) (PAJ Balkh o.D.; vgl. NPS Balkh o.D.) 

sowie Mitgliedern der kleinen ethnischen Gruppe der Magat bewohnt wird (AAN 8.7.2020). 

Balkh bzw. die Hauptstadt Mazar-e Sharif ist ein Import-/Exportdrehkreuz sowie ein 

regionales Handelszentrum (SH 16.1.2017). Die Ring Road (auch Highway 1 genannt) 

verbindet Balkh mit den Nachbarprovinzen Jawzjan im Westen und Kunduz im Osten sowie 

in weiterer Folge mit Kabul (TD 5.12.2017). Rund 30 km östlich von Mazar-e Sharif zweigt der 

National Highway (NH) 89 von der Ring Road Richtung Norden zum Grenzort 

Hairatan/Termiz ab (OSM o.D.; vgl. TD 5.12.2017). Dies ist die Haupttransitroute für 

Warenverkehr zwischen Afghanistan und Usbekistan (LCA4.7.2018). 

Entlang des Highway 1 westlich der Stadt Balkh in Richtung der Provinz Jawzjan befindet sich 

der volatilste Straßenabschnitt in der Provinz Balkh, es kommt dort beinahe täglich zu 

sicherheitsrelevanten Vorfällen. Auch besteht auf diesem Abschnitt in der Nähe der Posten 

der Regierungstruppen ein erhöhtes Risiko von IEDs - nicht nur entlang des Highway 1, 

sondern auch auf den Regionalstraßen (STDOK 21.7.2020). In Gegenden mit Talibanpräsenz, 

wie zum Beispiel in den südlichen Distrikten Zari (AAN 23.5.2020), Kishindeh und Sholgara, 

ist das Risiko, auf Straßenkontrollen der Taliban zu stoßen, höher (STDOK 21.7.2020; vgl. TN 

20.12.2019). 
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In Mazar-e Sharif gibt es einen Flughafen mit Linienverkehr zu nationalen und 

internationalen Zielen (Kam Air Balkh o.D.; BFA Staatendokumentation 25.3.2019). 

Hintergrundinformationen zum Konflikt und Akteure 

Balkh zählte zu den relativ friedlichen Provinzen im Norden Afghanistans, jedoch hat sich die 

Sicherheitslage in den letzten Jahren in einigen ihrer abgelegenen Distrikte verschlechtert 

(KP 10.2.2020; STDOK 21.7.2020), da militante Taliban versuchen, in dieser wichtigen 

nördlichen Provinz Fuß zu fassen (KP 10.2.2020; vgl. AA 16.7.2020). Die Taliban greifen nun 

häufiger an und kontrollieren auch mehr Gebiete im Westen, Nordwesten und Süden der 

Provinz, wobei mit Stand Oktober 2019 keine städtischen Zentren unter ihrer Kontrolle 

standen (STDOK 21.7.2020). Anfang Oktober 2020 galt der Distrikt Dawlat Abad als unter 

Talibankontrolle stehend, während die Distrikte Char Bolak, Chimtal und Zari als umkämpft 

galten (LWJ o.D.). 

Mazar-e Sharif gilt als vergleichsweise sicher, jedoch fanden 2019 beinahe monatlich 

kleinere Anschläge mit improvisierten Sprengkörpern (improvised explosive devices, IEDs) 

statt, meist in der Nähe der Blauen Moschee. Ziel der Anschläge sind oftmals 

Sicherheitskräfte, jedoch kommt es auch zu zivilen Opfern. Wie auch in anderen großen 

Städten Afghanistans ist Kriminalität in Mazar-e Sharif ein Problem. Bewohner der Stadt 

berichteten insbesondere von bewaffneten Raubüberfällen (STDOK 21.7.2020). Im 

Dezember und März 2019 kam es in Mazar-e Sharif zudem zu Kämpfen zwischen 

Milizführern bzw. lokalen Machthabern und Regierungskräften (NYT 16.12.2019; REU 

14.3.2019). 

Auf Regierungsseite befindet sich Balkh im Verantwortungsbereich des 209. Afghan National 

Army (ANA) „Shaheen“ Corps (USDOD 1.7.2020; TN 22.4.2018), das der NATO-Mission Train 

Advise Assist Command - North (TAAC-N) untersteht, welche von deutschen Streitkräften 

geleitet wird (USDOD 1.7.2020). Das Hauptquartier des 209. Afghan National Army (ANA) 

„Shaheen“ Corps befindet sich im Distrikt Dehdadi (TN 22.4.2018). Die meisten Soldaten der 

deutschen Bundeswehr sind in Camp Marmal stationiert (SP 7.4.2019). Weiters unterhalten 

die US-amerikanischen Streitkräfte eine regionale Drehscheibe in der Provinz (USDOD 

1.7.2020). 

1.4.8.2. Provinz Herat  

Die Provinz Herat liegt im Westen Afghanistans und teilt eine internationale Grenze mit dem 

Iran im Westen und Turkmenistan im Norden. Weiters grenzt Herat an die Provinzen Badghis 

im Nordosten, Ghor im Osten und Farah im Süden (UNOCHA Herat 4.2014). Herat ist in die 
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folgenden Distrikte unterteilt: Adraskan, Chishti Sharif, Enjil, Fersi, Ghoryan, Gulran, Guzera 

(Nizam-i-Shahid), Herat, Karrukh, Kohsan, Kushk (Rubat-i-Sangi), Kushk-i-Kuhna, Obe, Pash- 

tun Zarghun, Zendahjan und die „temporären" Distrikte Poshtko, Koh-e-Zore (Koh-e Zawar, 

Kozeor), Zawol und Zerko (NSIA 1.6.2020; IEC Herat 2019), die aus dem Distrikt Shindand 

herausgelöst wurden (AAN 3.7.2015; vgl. PAJ 1.3.2015). Ihre Schaffung wurde vom 

Präsidenten nach Inkrafttreten der Verfassung von 2004 aus Sicherheits- oder anderen 

Gründen genehmigt, während das Parlament seine Zustimmung (noch) nicht erteilt hat (AAN 

16.8.2018). Die Provinzhauptstadt von Herat ist Herat-Stadt (NSIA 1.6.2020). Herat ist eine 

der größten Provinzen Afghanistans (PAJ Herat o.D.). 

Die National Statistics and Information Authority of Afghanistan (NSIA) schätzt die 

Bevölkerung in der Provinz Herat im Zeitraum 2020-21 auf 2,140.662 Personen, davon 

574.276 in der Provinzhauptstadt (NSIA 1.6.2020). Die wichtigsten ethnischen Gruppen in 

der Provinz sind Paschtunen, Tadschiken, Hazara, Turkmenen, Usbeken und Aimaqs, wobei 

Paschtunen in elf Grenzdistrikten die Mehrheit stellen (PAJ Herat o.D.). Herat-Stadt war 

historisch gesehen eine tadschikisch dominierte Enklave in einer paschtunischen Mehrheits-

Provinz, die beträchtliche Hazara- und Aimaq-Minderheiten umfasst (USIP 2015). 

Umfangreiche Migrationsströme haben die ethnische Zusammensetzung der Stadt 

verändert. Der Anteil an schiitischen Hazara ist seit 2001 besonders gestiegen, da viele aus 

dem Iran rückgeführt oder aus den Provinzen Zentralafghanistans vertrieben wurden (AAN 

3.2.2019). Der Grad an ethnischer Segregation ist in Herat heute ausgeprägt (USIP 2015; vgl. 

STDOK 13.6.2019). 

Die Provinz ist durch die Ring Road mit anderen Großstädten verbunden (TD 5.12.2017, LCA 

4.7.2018). Eine Hauptstraße führt von Herat ostwärts nach Ghor und Bamyan und weiter 

nach Kabul. Andere Straßen verbinden die Provinzhauptstadt mit dem afghanisch-

turkmenischen Grenzübergang bei Torghundi sowie mit der afghanisch-iranischen 

Grenzüberquerung bei Islam Qala (LCA 4.7.2018), die einen der größten Trockenhäfen 

Afghanistans beherbergt (KN 7.7.2020). Die Schaffung einer weiteren Zollgrenze zum Iran ist 

im Distrikt Ghoryan geplant (TN 11.9.2020). Eine Eisenbahnverbindung zwischen der Stadt 

Herat und dem Iran, die die Grenze an diesem Punkt überqueren wird, ist derzeit im Bau 

(1TV 28.10.2020, TN 11.9.2020). Über Tötungen und Entführungen auf der Strecke Herat-

Islam-Qala wurde berichtet (UNAMA 7.2020, KN 7.7.2020; vgl. PAJ 6.2.2020) sowie über 

Sprengfallen am Straßenrand (KN 7.7.2020; vgl. PAJ 6.2.2020), auch auf der Ring Road (TN 

10.10.2020). Darüber hinaus gibt es Berichte über illegale Zolleinhebungen durch 

Aufständische sowie Polizeibeamte entlang der Strecke Herat- Kandahar (HOA 12.1.2020, 

PAJ 4.1.2020; vgl. NYT 1.11.2020). Ein Flughafen mit Linienflugbetrieb zu internationalen und 
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nationalen Destinationen liegt in der unmittelbaren Nachbarschaft von Herat-Stadt (STDOK 

25.11.2020; cf. Kam Air Herat o.D.). 

Hintergrundinformationen zum Konflikt und Akteure 

Die Sicherheitslage auf Stadt- und Distriktebene unterscheidet sich voneinander. Während 

einige Distrikte, wie z.B. Shindand, als unsicher gelten, weil die Kontrolle zwischen der 

Regierung und den Taliban umkämpft ist, kam es in Herat-Stadt in den letzten Jahren vor 

allem zu kriminellen Handlungen und kleineren sicherheitsrelevanten Vorfällen, jedoch nicht 

zu groß angelegten Angriffen oder offenen Kämpfen, die das tägliche Leben vorübergehend 

zum Erliegen gebracht hätten. Die sicherheitsrelevanten Vorfälle, die in letzter Zeit in der 

Stadt Herat gemeldet wurden, fielen meist in zwei Kategorien: gezielte Tötungen und 

Angriffe auf Polizeikräfte (AAN 21.4.2020; vgl. OA 20.7.2020). Darüber hinaus fanden im Juli 

und September 2020 (UNAMA 10.2020) sowie Oktober 2019 Angriffe statt, die sich gegen 

Schiiten richteten (AAN 21.4.2020). Bezüglich krimineller Handlungen wurde beispielsweise 

über bewaffnete Raubüberfälle und Entführungen berichtet (OA 20.7.2020, AAN 21.4.2020, 

AN 2.1.2020). 

Je weiter man sich von der Stadt Herat (die im Januar 2019 als „sehr sicher" galt) und ihren 

Nachbardistrikten in Richtung Norden, Westen und Süden entfernt, desto größer ist der 

Einfluss der Taliban (STDOK 13.6.2019). Pushtkoh und Zerko befanden sich im Februar 2020 

einem Bericht zufolge vollständig in der Hand der Taliban (AAN 28.2.2020), während die 

Kontrolle der Regierung in Obe auf das Distriktzentrum beschränkt ist (AAN 8.4.2020, AAN 

20.12.2019). In Shindand befindet sich angeblich das „Taliban-Hauptquartier" von Herat 

(AAN 20.12.2019). Dem Long War Journal (LWJ) zufolge kontrollierten die Taliban Ende 

November 2020 jedoch keinen Distrikt von Herat vollständig. Mehrere Distrikte wie 

Adraskan, Ghoryan, Gulran, Kushk, Kushk-i-Kuhna, Obe und Shindand sind umstritten, 

während die Distrikte um die Stadt Herat unter der Kontrolle der Regierung stehen (LWJ 

o.D.; vgl. STDOK 13.6.2019). 

Innerhalb der Taliban kam es nach der Bekanntmachung des Todes von Taliban-Führer 

Mullah Omar im Jahr 2015 zu Friktionen (SAS 2.11.2018; vgl. RUSI 16.3.2016). Mullah Rasoul, 

der eine versöhnlichere Haltung gegenüber der Regierung in Kabul einnahm, spaltete sich 

zusammen mit rund 1.000 Kämpfern von der Taliban-Hauptgruppe ab (SAS 2.11.2018). Die 

Rasoul-Gruppe, die mit der stillschweigenden Unterstützung der afghanischen Regierung 

operiert hat, kämpft mit Stand Jänner 2020 weiterhin gegen die Hauptfraktion der Taliban in 

Herat, wenn die Zusammenstöße zwischen den beiden Gruppen laut einer Quelle innerhalb 
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der Rasoul-Fraktion auch nicht mehr so häufig und heftig sind wie in den vergangenen 

Jahren. Etwa 15 Kämpfer der Gruppe sind Anfang 2020 bei einem Drohnenangriff der USA 

gemeinsam mit ihrem regionalen Führer getötet worden (SAS 9.1.2020; vgl. UNSC 

27.5.2020). 

Während ein UN-Bericht einen Angriff in der Nähe einer schiitischen Moschee im Oktober 

2019 dem Islamischen Staat Provinz Khorasan (ISKP) zuschrieb (UNGASC 10.12.2019) und ein 

Zeitungsartikel vom März 2020 behauptete, dass der ISKP eine Hochburg in der Provinz 

unterhält (VOA 20/3/2020), gab eine andere Quelle an, dass es unklar sei, ob und welche Art 

von Präsenz die ISKP in Herat hat. Angriffe gegen schiitische Muslime sind Teil des Modus 

operandi des ISKP, aber - insbesondere angesichts der Schwäche der Gruppe in Afghanistan - 

stellt ein Bekenntnis des ISKP zu einem bestimmten Angriff noch keinen vollständigen 

Beweis dafür dar, dass die Gruppe ihn wirklich begangen hat (AAN 21/4/2020). Ein 

Bewohner des Distrikts Obe hielt eine ISKP-Präsenz in Herat angesichts der Präsenz der 

Taliban z.B. im Distrikt Shindand für unwahrscheinlich (AAN 20.12.2019). 

Auf Regierungsseite befindet sich Herat im Verantwortungsbereich des 207. Afghan National 

Army (ANA) „Zafar“ Corps (USDOD 1.7.2020; vgl. ST 2.10.2020), das der NATO-Mission Train 

Advise Assist Command - West (TAAC-W) untersteht, welche von italienischen Streitkräften 

geleitet wird (USDOD 1.7.2020). 

1.4.8.3. Provinz (Maidan) Wardak: 

Die Provinz Wardak, auch bekannt als Maidan Wardak, grenzt im Norden an Parwan und 

Bamyan, im Osten an Kabul und Logar und im Süden und Westen an Ghazni. Die Provinz ist 

in die folgenden Distrikte unterteilt: Chak-e-Wardak, Daimir Dad, Hissa-e-awali Behsud, 

Jaghatu, Jalrez, Markaz-e-Behsud, Maidan Shahr, Nerkh, Sayyid Abad (CSO 2019; vgl. IEC 

2018w, UNOCHA 4.2014w, NPS o.D., OPr 1.2.2017). Die Provinzhauptstadt ist Maidan Shahr, 

die sich etwa 40 Kilometer südwestlich von Kabul befindet (WP 26.10.2016; vgl. OPr 

1.2.2017). 

Die afghanische zentrale Statistikorganisation (CSO) schätzt die Bevölkerung von Wardak für 

den Zeitraum 2019-20 auf 648.866 Personen (CSO 2019). Sie besteht aus Tadschiken, 

Paschtunen und Hazara (OPr 1.2.2017; vgl. NPS o.D.). 

Wardak ist aufgrund seiner strategischen Position – unter anderem kreuzen hier die 

Autobahn Richtung Westen und Osten, sowie Norden und Süden – und der Nähe zu Kabul 

eine bedeutsame Provinz (ARN 23.6.2019). Die Autobahn Kabul-Kandahar durchquert die 

Distrikte Maidan Shahr, Narkh und Saydabad (UNOCHA 4.2014w). Im Juni 2019 kündigte der 

afghanische Transportminister an, dass ein Stück der Straße nun asphaltiert würde (AN 
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30.6.2019). Eine Provinzstraße führt von Maidan Shahr nach Bamyan durch die Distrikte 

Jalrez, Hesa-e Awal-e Behsud, Markaz-e Behsud und den Haji-gak-Pass (UNOCHA 4.2014w). 

Die Taliban sind entlang dieser Straße präsent, dort kam es in der Vergangenheit zu Fällen 

von Erschießungen oder Entführungen von Passagieren (DA 11.6.2019; vgl. RY 2.6.2019; NYT 

18.8.2018; WZ 4.1.2018), das Sammeln von „ushr“ (eine prozentuelle Steuer – Anm.) (PAJ 

5.11.2018). In gewissen Distrikten – wie z.B. Sayyid Abad und Daimir Dad – sollen die Taliban 

Posten auf der Autobahn aufgestellt haben (UNSG 7.12.2018; vgl. PAJ 27.10.2018; AP 

7.10.2018; UNAMA 11.2018). Im Rahmen der Parlamentswahlen im Oktober 2018 sollen die 

Taliban in Maidan Wardak zudem Straßensperren errichtet haben, um die Bewohner vom 

Wählen abzuhalten (UNAMA 11.2018). 

Laut dem UNODC Opium Survey 2018 hat die Provinz Wardak seit 2013 den Status 

„schlafmohnfrei“ (UNDOC/MCN 11.2018). 

Hintergrundinformationen zum Konflikt und Akteure 

Die Sicherheitslage in der Provinz Maidan Wardak hat sich in den letzten Monaten 

verschlechtert. Aufständische der Taliban sind in gewissen Distrikten aktiv und führen 

terroristische Aktivitäten aus (KP 19.7.2019; vgl. KP 2.7.2019; DA 11.6.2019; KP 22.4.2019; 

KP 30.12.2018). 

In Bezug auf die Anwesenheit von staatlichen Sicherheitskräften liegt die Provinz Wardak in 

der Verantwortung des 203. ANA Corps (USDOD 6.2019; vgl. KP 4.7.2019), das der Task Force 

Southeast unter der Leitung von US-Truppen untersteht (USDOD 6.2019). 

Jüngste Entwicklungen und Auswirkungen auf die zivile Bevölkerung 

Im Jahr 2019 dokumentierte UNAMA 184 zivile Opfer (108 Tote und 76 Verletzte) in der 

Provinz Wardak. Dies entspricht einem Rückgang von 18% gegenüber 2018. Die 

Hauptursachen für die Opfer waren Kämpfe am Boden, gefolgt von Luftangriffen und 

Suchoperationen (UNAMA 2.2020). 

In der Provinz kommt es regelmäßig zu Sicherheitsoperationen (z.B. KP 9.8.2019; KP 

6.8.2019; KP 19.7.2019; KP 2.7.2019; KP 20.6.2019; XI 29.5.2019; KP 21.5.2019; KP 

22.4.2019; BN 28.5.2019; AJ 10.3.2019; PAJ 23.1.2019; KP 30.12.2018; ARU 11.10.2018; AT 

9.10.2018; TN 26.9.2018). Dabei werden manchmal Aufständische getötet (z.B. KP 6.8.2019; 

KP 2.7.2019; KP 20.6.2019; XI 29.5.2019; KP 21.5.2019; KP 22.4.2019; BN 28.5.2019) und 

manchmal Gefangene der Taliban befreit (AN 20.6.2019). 
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Die Taliban griffen Kontrollpunkte der Sicherheitskräfte an und es kam zu Gefechten mit den 

Regierungstruppen, was zu Opfern unter den Sicherheitskräften und den Aufständischen 

führte (z.B. FRP 29.7.2019; ARN 23.6.2019; AN 29.5.2019; TN 9.9.2018; KP 20.10.2018; KP 

30.12.2018). Der prominenteste Angriff war eine Autobombe der Taliban auf eine Basis des 

NDS in der Nähe der Provinzhauptstadt (NYT 21.1.2019; vgl. GN 21.1.2019). 

Bei manchen sicherheitsrelevanten Vorfällen kamen auch Zivilisten zu Schaden (z.B. BAMF 

15.7.2019; AJ 10.3.2019; PN 9.3.2019; PAJ 23.1.2019; TN 21.1.2019; PAJ 27.10.2018; RFE/RL 

27.10.2018; AT 9.10.2018; TN 26.9.2018; PAJ 24.9.2018; PAJ 7.9.2018). 

1.4.8.4. Stadt Mazar-e Sharif 

Mazar-e Sharif ist die Provinzhauptstadt von Balkh, einer ethnisch vielfältigen Provinz, 

welche von Paschtunen, Usbeken, Hazara, Tadschiken, Turkmenen, Aimaq, Belutschen, 

Arabern und sunnitischen Hazara (Kawshi) bewohnt wird. Sie hat 469.247 Einwohner und 

steht unter Kontrolle der afghanischen Regierung (LIB, Kapitel 3.5). 

Das Niveau an willkürlicher Gewalt ist in der Stadt Mazar-e Sharif so gering, dass für 

Zivilisten an sich nicht die Gefahr besteht, von erheblichen Eingriffen in die psychische oder 

physische Unversehrtheit betroffen zu sein (EASO, Kapitel Common analysis: Afghanistan, 

III). 

Mazar-e Sharif ist über die Autobahn sowie über einen Flughafen (mit nationalen und 

internationalen Anbindungen) legal zu erreichen (LIB, Kapitel 21). Der Flughafen von Mazar-e 

Sharif (MRZ) liegt 9 km östlich der Stadt im Bezirk Marmul. Die Befahrung der Straßen von 

diesem Flughafen bis zur Stadt Mazar-e Sharif ist zur Tageszeit im Allgemeinen sicher (EASO, 

Kapitel Common analysis: Afghanistan, V). 

Mazar-e Sharif ist ein Import-/Exportdrehkreuz, ein regionales Handelszentrum sowie ein 

Industriezentrum mit großen Fertigungsbetrieben und einer Vielzahl von kleinen und 

mittleren Unternehmen (LIB, Kapitel 21). Mazar-e Sharif gilt im Vergleich zu Herat oder Kabul 

als wirtschaftlich relativ stabiler. Die größte Gruppe von Arbeitern in der Stadt Mazar-e 

Sharif sind im Dienstleistungsbereich und als Verkäufer tätig (EASO, Kapitel Common 

analysis: Afghanistan, V). 

Die Unterkunftssituation stellt sich in Mazar-e Sharif, wie in den anderen Städten 

Afghanistans auch, für Rückkehrer und Binnenflüchtlinge als schwierig dar. Viele Menschen 

der städtischen Population lebt in Slums oder nichtadäquaten Unterkünften. In Mazar-e 

Sharif besteht grundsätzlich die Möglichkeit, sicheren Wohnraum, wie beispielsweise in 

Teehäusern, zu mieten. (EASO, Kapitel Common analysis: Afghanistan, V). 
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Die meisten Menschen in Mazar-e Sharif haben Zugang zu erschlossener Wasserversorgung 

(76%), welche in der Regel in Rohrleitungen oder aus Brunnen erfolgt. 92% der Haushalte 

haben Zugang zu besseren Sanitäreinrichtungen (EASO, Kapitel Common analysis: 

Afghanistan, V). 

Während Mazar-e Sharif im Zeitraum Juni 2019 bis September 2019 noch als IPC Stufe 1 

„minimal“ (IPC - Integrated Phase Classification) klassifiziert wurde, ist Mazar-e Sharif im 

Zeitraum Oktober 2019 bis Januar 2020 in Phase 2 „stressed“ eingestuft. In Phase 1 sind die 

Haushalte in der Lage, den Bedarf an lebensnotwenigen Nahrungsmitteln und Nicht-

Nahrungsmitteln zu decken, ohne atypische und unhaltbare Strategien für den Zugang zu 

Nahrung und Einkommen zu verfolgen. In Phase 2 weisen Haushalte nur einen gerade noch 

angemessenen Lebensmittelverbrauch auf und sind nicht in der Lage, sich wesentliche, nicht 

nahrungsbezogene Güter zu leisten, ohne dabei irreversible Bewältigungsstrategien 

anzuwenden (ECOI, Kapitel 3.1). 

In der Stadt Mazar-e Sharif gibt es 10 - 15 – teils öffentliche, teils private – Krankenhäuser. In 

Mazar-e Sharif existieren mehr private als öffentliche Krankenhäuser. Private Krankenhäuser 

sind sehr teuer, jede Nacht ist kostenpflichtig. Zusätzlich existieren etwa 30-50 medizinische 

Gesundheitskliniken die zu 80% öffentlich finanziert sind (LIB, Kapitel 22). 

1.4.8.5. Stadt Herat 

Herat-Stadt ist die Provinzhauptstadt der Provinz Herat. Umfangreiche Migrationsströme 

haben die ethnische Zusammensetzung der Stadt verändert, der Anteil an schiitischen 

Hazara ist seit 2001 durch Iran-Rückkehrer und Binnenvertriebene besonders gestiegen. Sie 

hat 556.205 Einwohner (LIB, Kapitel 3.13). 

Herat ist durch die Ring-Road sowie durch einen Flughafen mit nationalen und 

internationalen Anbindungen sicher und legal erreichbar (LIB, Kapitel 3.13). Der Flughafen 

Herat (HEA) liegt 13 km südlich der Stadt im Distrikt Gozara. Die Straße, welche die Stadt 

mit dem Flughafen verbindet wird laufend von Sicherheitskräften kontrolliert. Unabhängig 

davon gab es in den letzten Jahren Berichte von Aktivitäten von kriminellen Netzwerken, 

welche oft auch mit Aufständischen in Verbindung stehen (EASO, Kapitel Common analysis: 

Afghanistan, V). 

Herat gehört zu den relativ ruhigen Provinzen im Westen Afghanistans, jedoch sind Taliban-

Kämpfer in einigen abgelegenen Distrikten aktiv und versuchen oft terroristische Aktivitäten 

auszuüben. Je mehr man sich von Herat-Stadt (die als „sehr sicher“ gilt) und den 

angrenzenden Distrikten Richtung Norden, Westen und Süden entfernt, desto größer wird 

der Einfluss der Taliban. Das Niveau an willkürlicher Gewalt ist in der Stadt Herat so gering, 
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dass für Zivilisten an sich nicht die Gefahr besteht von erheblichen Eingriffen in die 

psychische oder physische Unversehrtheit betroffen zu sein (EASO, Kapitel Common 

analysis: Afghanistan, III). 

Im Vergleich mit anderen Teilen des Landes weist Herat wirtschaftlich und 

sicherheitstechnisch relativ gute Bedingungen auf. Es gibt Arbeitsmöglichkeiten im Handel, 

darunter den Import und Export von Waren mit dem benachbarten Iran, wie auch im 

Bergbau und Produktion. Die Industrie der kleinen und mittelständischen Unternehmen 

(KMUs) ist insbesondere im Handwerksbereich und in der Seiden- und Teppichproduktion 

gut entwickelt und beschäftigt Tagelöhner sowie kleine Unternehmer (LIB, Kapitel 21). 

Die Unterkunftssituation stellt sich in Herat, wie in den anderen Städten Afghanistans auch, 

für Rückkehrer und Binnenflüchtlinge als schwierig dar. Viele Menschen der städtischen 

Population lebt in Slums oder nichtadäquaten Unterkünften. In Herat besteht grundsätzlich 

die Möglichkeit, sicheren Wohnraum, wie beispielsweise in Teehäusern, zu mieten (EASO, 

Kapitel Common analysis: Afghanistan, V). 

Die meisten Menschen in Herat haben Zugang zu Elektrizität (80 %), zu erschlossener 

Wasserversorgung (70%) und zu Abwasseranlagen (30%). 92,1 % der Haushalte haben 

Zugang zu besseren Sanitäreinrichtungen und 81,22 % zu besseren 

Wasserversorgungsanlagen (EASO, Kapitel Common analysis: Afghanistan, V). 

Herat ist im Zeitraum Oktober 2019 bis Januar 2020 als IPC Stufe 2 klassifiziert (IPC - 

Integrated Phase Classification). In Phase 2, auch „stressed“ genannt, weisen Haushalte nur 

einen gerade noch angemessenen Lebensmittelverbrauch auf und sind nicht in der Lage, 

sich wesentlich, nicht nahrungsbezogenen Güter zu leisten, ohne dabei irreversible 

Bewältigungsstrategien anzuwenden (ECOI, Kapitel 3.1.). 

1.4.8.6. Kabul 

Die Provinz Kabul liegt im Zentrum Afghanistans (PAJ Kabul o.D.) und grenzt an Parwan und 

Kapisa im Norden, Laghman im Osten, Nangarhar im Südosten, Logar im Süden sowie 

Wardak im Westen. Provinzhauptstadt ist Kabul-Stadt (NPS Kabul o.D.). Die Provinz besteht 

aus den folgenden Distrikten: Bagrami, Chahar Asyab, Dehsabz, Estalef, Farza, Guldara, 

Kabul, Kalakan, Khak-e-Jabar, Mir Bacha Kot, Musahi, Paghman, Qara Bagh, Shakar Dara und 

Surubi/Suro- bi/Sarobi (NSIA 1.6.2020; vgl. IEC Kabul 2019). Die National Statistics and 

Information Authority of Afghanistan (NSIA) schätzt die Bevölkerung in Kabul im Zeitraum 

2020-21 auf 4.459.463 Personen (NSIA 1.6.2020). 
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Hauptstraßen verbinden die afghanische Hauptstadt mit dem Rest des Landes (UNOCHA 

4.2014), inklusive der Ring Road (Highway 1) welche die fünf größten Städte Afghanistans - 

Kabul, Herat, Mazar-e Sharif, Kandarhar und Jalalabad miteinander verbindet (USAID o.D.). 

Der Highway zwischen Kabul und Kandarhar gilt als unsicher (TN 7.7.2020a). Aufständische 

sind auf dem Highway aktiv (UNGASC 28.2.2019; vgl. UNOCHA 23.2.2020) und kontrollieren 

Teile der Straße und es wurde von Straßenblockaden und Kontrollen durch Aufständische 

berichtet, die sich gegen Regierungsmitglieder und Sicherheitskräfte richten (LI 22.1.2020; 

vgl. EASO 9.2020). 

Der Kabul-Jalalabad-Highway ist eine wichtige Handelsroute, die oft als „eine der 

gefährlichsten Straßen der Welt" gilt (was sich auf die zahlreichen Verkehrsunfälle bezieht, 

die sich auf dieser Straße ereignet haben) und durch Gebiete führt, in denen Aufständische 

aktiv sind (TD 13.12.2015; vgl. EASO 9.2020). 

Es wird berichtet, dass 20 Kilometer der Kabul-Bamyan-Autobahn, welche die Region 

Hazarajat mit der Hauptstadt verbindet, unter der Kontrolle der Taliban stehen (AAN 

16.12.2019) und Berichten zufolge haben die sicherheitsrelevanten Vorfälle auf der 

Autobahn, die Kabul mit den Provinzen Logar und Paktia verbindet, im Juli 2020 

zugenommen (TN 7.7.2020a). 

In Kabul-Stadt gibt es einen Flughafen, der mit Stand November 2020 für die Abwicklung von 

internationalen und nationalen Passagierflügen geöffnet ist (F 24 19.11.2020). 

Die Stadt besteht aus drei konzentrischen Kreisen: Der erste umfasst Shahr-e Kohna, die 

Alt¬stadt, Shahr-e Naw, die neue Stadt, sowie Shash Darak und Wazir Akbar Khan, wo sich 

viele ausländische Botschaften, ausländische Organisationen und Büros befinden. Der zweite 

Kreis besteht aus Stadtvierteln, die zwischen den 1950er und 1980er Jahren für die 

wachsende städtische Bevölkerung gebaut wurden, wie Taimani, Qala-e Fatullah, Karte Se, 

Karte Chahar, Karte Naw und die Microraions (sowjetische Wohngebiete). Schließlich wird 

der dritte Kreis, der nach 2001 entstanden ist, hauptsächlich von den „jüngsten 

Einwanderern" (USIP 4.2017) (afghanische Einwanderer aus den Provinzen) bevölkert (AAN 

19.3.2019), mit Ausnahme einiger hochkarätiger Wohnanlagen für VIPs (USIP 4.2017). 

Was die ethnische Verteilung der Stadtbevölkerung betrifft, so ist Kabul Zielort für 

verschiedene ethnische, sprachliche und religiöse Gruppen, und jede von ihnen hat sich an 

bestimmten Orten angesiedelt, je nach der geografischen Lage ihrer Heimatprovinzen. Dies 

gilt für die Altstadt ebenso wie für weiter entfernte Stadtviertel, und sie wird in den 
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ungeplanten Gebieten immer deutlicher (Noori 11.2010). In den zuletzt besiedelten 

Gebieten sind die Bewohner vor allem auf Qawmi-Netzwerke angewiesen, um Schutz und 

Arbeitsplätze zu finden sowie ihre Siedlungsbedingungen gemeinsam zu verbessern. 

Andererseits ist in den zentralen Bereichen der Stadt die Mobilität der Bewohner höher und 

Wohnsitzwechsel sind häufiger. Dies hat eine negative Wirkung auf die sozialen Netzwerke, 

die sich in der oft gehörten Beschwerde manifestiert, dass man „seine Nachbarn nicht mehr 

kenne" (AAN 19.3.2019). 

Nichtsdestotrotz, ist in den Stadtvierteln, die von neu eingewanderten Menschen mit 

gleichem regionalem oder ethnischem Hintergrund dicht besiedelt sind, eine Art 

„Dorfgesellschaft" entstanden, deren Bewohner sich kennen und direktere Verbindungen zu 

ihrer Herkunftsregion haben als zum Zentrum Kabuls (USIP 4.2017). Einige Beispiele für die 

ethnische Verteilung der Kabuler Bevölkerung sind die folgenden: Hazara haben sich 

hauptsächlich im westlichen Viertel Chandawal in der Innenstadt von Kabul und in Dasht-e-

Barchi sowie in Karte Se am Stadtrand niedergelassen; Tadschiken bevölkern Payan Chawk, 

BalaChawk und Ali Mordan in der Altstadt und nördliche Teile der Peripherie wie 

Khairkhana; Paschtunen sind vor allem im östlichen Teil der Innenstadt Kabuls, Bala Hisar 

und weiter östlich und südlich der Peripherie wie in Karte Naw und Binihisar (Noori 11.2010; 

vgl. USIP 4.2017), aber auch in den westlichen Stadtteilen Kota-e-Sangi und Bazaar-e-

Company (auch Company) ansässig (Noori 11.2010); Hindus und Sikhs leben im Herzen der 

Stadt in der Hindu-Gozar-Straße (Noori 11.2010; vgl. USIP 4.2017). 

Hintergrundinformationen zum Konflikt und Akteure 

Die afghanische Regierung behält die Kontrolle über Kabul (USDOD 1.7.2020) und alle 

Distrikte gelten als unter Regierungskontrolle (LWJ o.D.), dennoch finden weiterhin High-

Profile-Angriffe - auch in der Hauptstadt - statt (USDOD 1.7.2020; vgl. NYTM 26.3.2020, HRW 

12.5.2020), wie Angriffe auf schiitische Feiernde und einen Sikhtempel in März (USDOD 

1.7.2020) sowie auf Bildungseinrichtungen wie die Universität in Kabul (GN 2.11.2020; vgl. AJ 

2.11.2020) oder ein Selbstmordattentat auf eine Schule in Kabul im Oktober 2020 (HRW 

26.10.2020) für die alle der Islamische Staat die Verantwortung übernahm (HRW 26.10.2020; 

vgl. AJ 2.11.2020, GN 2.11.2020). Den Angriff auf eine Geburtenklinik im Mai 2020 

reklamierte bislang keine Gruppierung für sich (AJ 15.6.2020; vgl. AP 16.6.2020, HRW 

12.5.2020), wobei die Taliban eine Verantwortung abstritten (AP 16.6.2020, vgl. HRW 

12.5.2020). Bei Angriffen in Kabul kommt es oft vor, dass keine Gruppierung die 

Verantwortung übernimmt oder es werden diese von nicht identifizierten bewaffneten 

Gruppen durchgeführt (UNAMA 7.2020; vgl. UNGASC 2.2019, EASO 9.2020). 
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Das USDOD beschreibt die Ziele militanter Gruppen, die in Kabul Selbstmordattentate 

verüben, als den Versuch internationale Medienaufmerksamkeit zu erregen, den Eindruck 

einer weit verbreiteten Unsicherheit zu erzeugen und die Legitimität der afghanischen 

Regierung sowie das Vertrauen der Bevölkerung in die afghanischen Sicherheitskräfte zu 

untergraben (USDOD 23.1.2020; vgl. EASO 9.2020). Afghanische Regierungsgebäude und -

beamte, die afghanischen Sicherheitskräfte und hochrangige internationale Institutionen, 

sowohl militärische als auch zivile, gelten als die Hauptziele in Kabul-Stadt (USDOS 

24.6.2020; vgl LI 22.1.2020, LIFOS 15.10.2019, EASO 9.2020). 

Aufgrund öffentlichkeitswirksamer Angriffe auf Kabul-Stadt kündigte die afghanische 

Regierung bereits im August 2017 die Entwicklung eines neuen Sicherheitsplans für Kabul an 

(AAN 25.9.2017). So wurde unter anderem das Green Village errichtet, ein stark gesichertes 

Gelände im Osten der Stadt, in dem unter anderem, Hilfsorganisationen und internationale 

Organisationen (RFE/RL 2.9.2019; vgl. FAZ 2.9.2019) sowie ein Wohngelände für Ausländer 

untergebracht sind (FAZ 2.9.2019). Die Anlage wird von afghanischen Sicherheitskräften und 

privaten Sicherheitsmännern schwer bewacht (AJ 3.9.2019). Die Green Zone hingegen ist ein 

separater Teil, der nicht unweit des Green Villages liegt. Die Green Zone ist ein stark 

gesicherter Teil Kabuls, in dem sich mehrere Botschaften befinden - so z.B. auch die US-

amerikanische Botschaft und britische Einrichtungen (RFE/RL 2.9.2019; vgl. GN 15.7.2020) 

und der von hohen Mauern umgeben ist (GN 15.7.2020). 

Wie auch in anderen großen Städten Afghanistans ist Straßen-Kriminalität in Kabul ein 

Problem (AVA 1.2020; vgl. ArN 11.1.2020, AAN 11.2.2020, AAN 21.2.2020, TN 4.10.2020, TN 

17.10.2020, TN 21.10.2020, EASO 9.2020). Im vergangenen Jahr wurden in Kabul, Herat und 

Mazar-e Sharif Tausende von Fällen von Straßenraub und Hausüberfällen gemeldet (ArN 

11.1.2020; vgl. TN 24.7.2020). Nach einem Anstieg der Kriminalität und der 

Sicherheitsvorfälle in Kabul kündigte der Vizepräsident Amrullah Saleh im Oktober 2020 an, 

dass er auf Anordnung von Präsident Ashraf Ghani für einige Wochen die Verantwortung für 

die Sicherheit in Kabul übernehmen und hart gegen Kriminalität in Kabul vorgehen werde 

(TN 17.10.2020; vgl. AN 17.10.2020, TN 21.10.2020). Die Regierung kündigte einen 

Sicherheitsplan mit der Bezeichnung „Security Charter" an, um das Sicherheitspersonal in die 

Gewährleistung der Sicherheit Kabuls und anderer Großstädte des Landes zu integrieren. Als 

Teil dieses Plans wies Präsident Ghani die Sicherheitsbehörden an, gegen schwere 

Verbrechen in der Stadt vorzugehen (TN 21.10.2020; vgl. TN 17.10.2020, AN 17.10.2020). 

Auf Regierungsseite befindet sich die Provinz Kabul mit Ausnahme des Distrikts Surubi im 

Verantwortungsbereich der 111. ANA Capital Division, die unter der Leitung von türkischen 
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Truppen und mit Kontingenten anderer Nationen der NATO-Mission Train Advise Assist Com- 

mand - Capital (TAAC-C) untersteht. Der Distrikt Surubi fällt in die Zuständigkeit des 201. 

ANA Corps (USDOD 1.7.2020). Darüber hinaus wurde eine spezielle Krisenreaktionseinheit 

(Crisis Response Unit) innerhalb der afghanischen Polizei geschaffen, um Angriffe zu 

verhindern und auf Anschläge zu reagieren (LI 5.9.2018). 

Im Distrikt Surubi wird von der Präsenz von Taliban-Kämpfern berichtet (TN 27.9.2020; vgl. 

GW 14.7.2020, EASO 9.2020, UNOCHA 3.2.2020). Aufgrund seiner Nähe zur Stadt Kabul und 

zum Salang-Pass hat der Distrikt große strategische Bedeutung (WOR 10.9.2018; vgl. TN 

27.9.2020). Er gilt als unter Regierungskontrolle, wenn auch unsicher. Die Taliban 

fokussieren ihre Angriffe auf die Straße zwischen Surubi und Jagdalak und konnten diesen 

Straßenabschnitt auch kurzzeitig unter ihre Kontrolle bringen (TN 27.9.2020). Im Juli 2020 

wurde über eine steigende Talibanpräsenz im Distrikt Paghman berichtet (TN 15.7.2020). 

Es wird berichtet, dass der Islamische Staat in der Provinz aktiv und in der Lage ist, Angriffe 

durchzuführen (UNGASC 27.5.2020; vgl. EASO 9.2020). Aufgrund des anhaltenden Drucks 

der ANDSF (Afghan National Security Forces), die Aktivitäten des Islamischen Staates zu 

stören (LI 22.1.2020; vgl. UNGASC 4.2.2020, EASO 9.2020), zeigte sich die militante Gruppe 

jedoch nur eingeschränkt in der Lage, 2019 in Kabul öffentlichkeitswirksame Anschläge zu 

verüben (UNAMA 2.2020; vgl. LI 22.1.2020, WP 9.2.2020; EASO 9.2020). 

1.4.9. Grundversorgung 

Afghanistan ist nach wie vor eines der ärmsten Länder der Welt (AA 16.7.2020; AF 2018). Die 

Grundversorgung ist für große Teile der Bevölkerung eine tägliche Herausforderung, dies gilt 

in besonderem Maße für Rückkehrer. Diese bereits prekäre Lage hat sich seit März 2020 

durch die Covid-19-Pandemie stetig weiter verschärft. UNOCHA erwartet, dass 2020 bis zu 

14 Millionen Menschen (2019: 6,3 Mio. Menschen) auf humanitäre Hilfe (u. a. Unterkunft, 

Nahrung, sauberem Trinkwasser und medizinischer Versorgung) angewiesen sein werden 

(AA 16.7.2020). Laut einer IPC-Analyse vom April wird die Zahl der Menschen, die in 

Afghanistan unter akuter Ernährungsunsicherheit der Stufe 4 der Emergency-IPC leiden, im 

Zeitraum Juni-November 2020 voraussichtlich von 3,3 Millionen auf fast 4 Millionen 

ansteigen (USAID 12.6.2020). 

Trotz Unterstützung der internationalen Gemeinschaft, erheblicher Anstrengungen der 

afghanischen Regierung und kontinuierlicher Fortschritte belegte Afghanistan 2018 lediglich 

Platz 170 von 189 des Human Development Index (UNDP o.D). In humanitären Geberkreisen 

wird von einer Armutsrate von 80% ausgegangen. Auch die Weltbank prognostiziert einen 
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weiteren Anstieg ihrer Rate von 55% aus dem Jahr 2016, da das Wirtschaftswachstum durch 

die hohen Geburtenraten absorbiert wird. Zusätzlich belastet die COVID-19-Krise mit 

einhergehender wirtschaftlicher Rezession die privaten Haushalte stark. Das Gefälle 

zwischen urbanen Zentren und ländlichen Gebieten bleibt eklatant. Außerhalb der 

Hauptstadt Kabul und der Provinzhauptstädte gibt es vielerorts nur unzureichende 

Infrastruktur für Energie, Trinkwasser und Transport (AA 16.7.2020). Während in ländlichen 

Gebieten bis zu 60% der Bevölkerung unter der Armutsgrenze leben (STDOK 10.2020; vgl. 

CSO 2018), so leben in urbanen Gebieten rund 41,6% unter der nationalen Armutsgrenze 

(STDOK 21.7.2020; vgl. NSIA2019). 

Die afghanische Wirtschaft ist stark von internationalen Hilfsgeldern abhängig. Das Budget 

zur Entwicklungshilfe und Teile des operativen Budgets stammen aus internationalen 

Hilfsgeldern (AF 2018; vgl. WB 7.2019). Jedoch konnte die afghanische Regierung seit der 

Fiskalkrise des Jahres 2014 ihre Einnahmen deutlich steigern (USIP 15.8.2019; vgl. WB 

7.2019). 

Die afghanische Wirtschaft stützt sich hauptsächlich auf den informellen Sektor 

(einschließlich illegaler Aktivitäten), der 80 bis 90 % der gesamten Wirtschaftstätigkeit 

ausmacht und weitgehend das tatsächliche Einkommen der afghanischen Haushalte 

bestimmt (ILO 5.2012; vgl. ACCORD 7.12.2018). Lebensgrundlage für rund 80% der 

Bevölkerung ist die Landwirtschaft (FAO 23.11.2018; vgl. Haider/Kumar 2018), wobei der 

landwirtschaftliche Sektor gemäß Prognosen der Weltbank im Jahr 2019 einen Anteil von 

18,7% am Bruttoinlandsprodukt (BIP) hat (Industrie: 24,1%, tertiärer Sektor: 53,1%; WB 

7.2019). 45% aller Beschäftigen arbeiten im Agrarsektor, 20% sind im Dienstleistungsbereich 

tätig (STDOK 10.2020; vgl. CSO 2018). 

Afghanistan erlebte von 2007 bis 2012 ein beispielloses Wirtschaftswachstum. Während die 

Gewinne dieses Wachstums stark konzentriert waren, kam es in diesem Zeitraum zu 

Fortschritten in den Bereichen Gesundheit und Bildung. Seit 2014 verzeichnet die 

afghanische Wirtschaft ein langsames Wachstum (im Zeitraum 2014-2017 durchschnittlich 

2,3%, 2003-2013: 9%) was mit dem Rückzug der internationalen Sicherheitskräfte, der damit 

einhergehenden Kürzung der internationalen Zuschüsse und einer sich verschlechternden 

Sicherheitslage in Verbindung gebracht wird (WB 8.2018; vgl. STDOK 10.2020). Im Jahr 2018 

betrug die Wachstumsrate 1,8%. Das langsame Wachstum wird auf zwei Faktoren 

zurückgeführt: einerseits hatte die schwere Dürre im Jahr 2018 negative Auswirkungen auf 

die Landwirtschaft, andererseits verringerte sich das Vertrauen der Unternehmer und 

Investoren. Das Wirtschaftswachstum konnte sich zuletzt aufgrund der besseren 
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Witterungsbedingungen für die Landwirtschaft erholen und lag 2019 laut Weltbank-

Schätzungen bei 2,9%. Für 2020 geht die Weltbank Covid-19-bedingt von einer Rezession (bis 

zu -8% BIP) aus (AA 16.7.2020; vgl. WB 4.2020). 

Arbeitsmarkt 

Die Schaffung von Arbeitsplätzen bleibt eine zentrale Herausforderung für Afghanistan (AA 

16.7.2020; vgl. STDOK 10.2020) Er ist durch eine niedrige Erwerbsquote, hohe 

Arbeitslosigkeit sowie Unterbeschäftigung und prekäre Arbeitsverhältnisse charakterisiert 

(STDOK 10.2020; vgl. Ahmend 2018; CSO 2018). Nach Angaben der Weltbank ist die 

Arbeitslosenquote innerhalb der erwerbsfähigen Bevölkerung in den letzten Jahren zwar 

gesunken, bleibt aber auf hohem Niveau und dürfte wegen der Covid-19-Pandemie wieder 

steigen (AA 16.7.2020), auch wenn es keine offiziellen Regierungsstatistiken über die 

Auswirkungen der Pandemie auf den Arbeitsmarkt gibt (IOM 23.9.2020). Schätzungen 

zufolge sind rund 67% der Bevölkerung unter 25 Jahren alt (NSIA 1.6.2020; vgl STDOK 

10.2020). Am Arbeitsmarkt müssten jährlich geschätzte 400.000 neue Arbeitsplätze 

geschaffen werden, um Neuankömmlinge in den Arbeitsmarkt integrieren zu können (STDOK 

4.2018). Somit treten jedes Jahr sehr viele junge Afghanen in den Arbeitsmarkt ein, während 

die Beschäftigungsmöglichkeiten aufgrund unzureichender Entwicklungsressourcen und 

mangelnder Sicherheit nicht mit dem Bevölkerungswachstum Schritt halten können (WB 

8.2018; vgl. STDOK 10.2020, CSO 2018). In Anbetracht von fehlendem Wirtschaftswachstum 

und eingeschränktem Budget für öffentliche Ausgaben, stellt dies eine gewaltige 

Herausforderung dar. Letzten Schätzungen zufolge sind 1,9 Millionen Afghan/innen 

arbeitslos - Frauen und Jugendliche haben am meisten mit dieser Jobkrise zu kämpfen. 

Jugendarbeitslosigkeit ist ein komplexes Phänomen mit starken Unterschieden im 

städtischen und ländlichen Bereich. Schätzungen zufolge sind 877.000 Jugendliche 

arbeitslos; zwei Drittel von ihnen sind junge Männer (ca. 500.000) (STDOK 4.2018; vgl. CSO 

2018). 

Der afghanische Arbeitsmarkt ist durch eine starke Dominanz des Agrarsektors, eine 

Unterrepräsentation von Frauen und relativ wenigen Möglichkeiten für junge Menschen 

gekennzeichnet. Es gibt einen großen Anteil an Selbständigen und mithelfenden 

Familienangehörigen, was auf das hohe Maß an Informalität des Arbeitsmarktes hinweist, 

welches mit der Bedeutung des Agrarsektors in der Wirtschaft einhergeht (CSO 8.6.2017). Im 

Rahmen einer Befragung an 15.012 Personen gaben rund 36% der befragten Erwerbstätigen 

an, in der Landwirtschaft tätig zu sein (AF 2018). 
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Bei der Arbeitssuche spielen persönliche Kontakte eine wichtige Rolle. Ohne Netzwerke, ist 

die Arbeitssuche schwierig. (STDOK 21.7.2020; vgl. STDOK 13.6.2020, STDOK 4.2018). Bei 

Ausschreibung einer Stelle in einem Unternehmen gibt es in der Regel eine sehr hohe Anzahl 

an Bewerbungen und durch persönliche Kontakte und Empfehlungen wird mitunter Einfluss 

und Druck auf den Arbeitgeber ausgeübt (STDOK 13.6.2019). Eine im Jahr 2012 von der ILO 

durchgeführte Studie über die Beschäftigungsverhältnisse in Afghanistan bestätigt, dass 

Arbeitgeber persönliche Beziehungen und Netzwerke höher bewerten als formelle 

Qualifikationen. Analysen der norwegischen COI-Einheit Landinfo zufolge, gibt es keine 

Hinweise darüber, dass sich die Situation seit 2012 geändert hätte (STDOK 4.2018). 

In Afghanistan existiert keine finanzielle oder sonstige Unterstützung bei Arbeitslosigkeit 

(CSO 2018; vgl. IOM 23.9.2020). Lediglich beratende Unterstützung wird vom Ministerium 

für Arbeit und Soziale Belange (MoLSAMD) und der NGO ACBAR angeboten; dabei soll der 

persönliche Lebenslauf zur Beratung mitgebracht werden. Auch Rückkehrende haben dazu 

Zugang - als Voraussetzung gilt hierfür die afghanische Staatsbürgerschaft. Für das 

Anmeldeverfahren sind das Ministerium für Arbeit und Soziale Belange und die NGO ACBAR 

zuständig; Rückkehrende sollten auch hier ihren Lebenslauf an eine der Organisationen 

weiterleiten, woraufhin sie informiert werden, inwiefern Arbeitsmöglichkeiten zum 

Bewerbungszeitpunkt zur Verfügung stehen. Unter Leitung des Bildungsministeriums bieten 

staatliche Schulen und private Berufsschulen Ausbildungen an (STDOK 4.2018). 

Neben einer mangelnden Arbeitsplatzqualität ist auch die große Anzahl an Personen im 

wirtschaftlich abhängigen Alter (insbes. Kinder) ein wesentlicher Armutsfaktor (CSO 2018; 

vgl. Hai- der/Kumar 2018): Die Notwendigkeit, das Einkommen von Erwerbstätigen mit einer 

großen Anzahl von Haushaltsmitgliedern zu teilen, führt oft dazu, dass die Armutsgrenze 

unterschritten wird, selbst wenn Arbeitsplätze eine angemessene Bezahlung bieten würden. 

Ebenso korreliert ein Mangel an Bildung mit Armut, wobei ein niedriges Bildungsniveau und 

Analphabetismus immer noch weit verbreitet sind (CSO 2018). 

Während Frauen am afghanischen Arbeitsmarkt eine nur untergeordnete Rolle spielen, so 

stellen jedoch im Agrasektor 33% und im Textilbereich 65% der Arbeitskräfte (STDOK 

10.2020; vgl. CSO 2018) 

Wirtschaft und Versorgungslage in den Städten Herat, Kabul und Mazar-e Sharif Kabul 

Die Wirtschaft der Provinz Kabul hat einen weitgehend städtischen Charakter, wobei die 

wirtschaftlich aktive Bevölkerung in Beschäftigungsfeldern, wie dem Handel, 

Dienstleistungen oder einfachen Berufen tätig ist (CSO 8.6.2017). Kabul-Stadt hat einen 
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hohen Anteil an Lohnarbeitern, während Selbstständigkeit im Vergleich zu den ländlichen 

Gebieten Afghanistans weniger verbreitet ist (USIP 10.4.2017). Zu den wichtigsten 

Arbeitgebern in Kabul gehört der Dienstleistungssektor, darunter auch die öffentliche 

Verwaltung (CSO 8.6.2017). Die Gehälter sind in Kabul im Allgemeinen höher als in anderen 

Provinzen, insbesondere für diejenigen, welche für ausländische Organisationen arbeiten 

(USIP 10.4.2017). Kabul ist das wichtigste Handels- und Beschäftigungszentrum Afghanistans 

und hat ein größeres Einzugsgebiet in den Provinzen Parwan, Logar und Wardak. Menschen 

aus kleinen Dörfern pendeln täglich oder wöchentlich nach Kabul, um landwirtschaftliche 

Produkte zu handeln oder als Wachen, Hausangestellte oder Lohnarbeiter zu arbeiten (USIP 

10.4.2017). 

Ergebnisse einer Studie ergaben, dass Kabul unter den untersuchten Provinzen den 

geringsten Anteil an Arbeitsplätzen im Agrarsektor hat, dafür eine dynamischere Wirtschaft 

mit einem geringeren Anteil an Arbeitssuchenden, Selbständigen und Familienarbeitern. Die 

besten (Arbeits)Möglichkeiten für Junge existieren in Kabul. Trotz der niedrigeren 

Erwerbsquoten ist der Frauenanteil in hoch qualifizierten Berufen in Kabul am größten (49,6 

Prozent). In der Provinz Ghor hingegen ist der traditionelle Agrarsektor bei weitem der 

größte Arbeitgeber, während es hier sehr wenige Möglichkeiten (Jobs und Ausbildung) für 

Kinder, Jugendliche und Frauen gibt (CSO 8.6.2019). 

Der durchschnittliche Verdienst eines ungelernten Tageslöhners in Afghanistan variiert 

zwischen 100 AFN und 400 AFN pro Tag (STDOK 21.7.2020; RA KBL 4.1.2020). 

Herat 

Der Einschätzung einer in Afghanistan tätigen internationalen NGO zufolge gehört Herat zu 

den „bessergestellten“ und „sichereren Provinzen" Afghanistans und weist historisch im 

Vergleich mit anderen Teilen des Landes wirtschaftlich und sicherheitstechnisch relativ gute 

Bedingungen auf (STDOK 13.6.2019). Aufgrund der sehr jungen Bevölkerung ist der Anteil 

der Personen im erwerbsfähigen Alter in Herat-wie auch in anderen afghanischen Städten - 

vergleichsweise klein. Erwerbstätige müssen also eine große Anzahl an von ihnen 

abhängigen Personen versorgen. Hinzu kommt, dass die Hälfte der arbeitenden Bevölkerung 

in Herat Tagelöhner sind, welche Schwankungen auf dem Arbeitsmarkt in besonderem 

Ausmaß ausgesetzt sind (USIP 2.4.2015). 

Die Herater Wirtschaft bietet seit langem Arbeitsmöglichkeiten im Handel, darunter den 

Import und Export von Waren mit dem benachbarten Iran (GOIRA2015; vgl. EASO 4.2019, 

WB/NSIA 9.2018), wie auch Bergbau und Produktion (EASO 4.2019). Die Industrie der 
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kleinen und mittelständischen Unternehmen (KMUs) ist insbesondere im Handwerksbereich 

und in der Seiden- und Teppichproduktion gut entwickelt (GOIRA 2015; vgl. EASO 4.2019). 

Manche alten Handwerksberufe (Teppichknüpfereien, Glasbläsereien, die Herstellung von 

Stickereien) haben es geschafft zu überleben, während sich auch bestimmte moderne 

Industrien entwickelt haben (z.B. Lebensmittelverarbeitung und Verpackung) (EASO 4.2019). 

Die Arbeitsplätze sind allerdings von der volatilen Sicherheitslage bedroht (insbesondere 

Entführungen von Geschäftsleuten oder deren Angehörigen durch kriminelle Netzwerke, im 

stillen Einverständnis mit der Polizei). Als weitere Probleme werden Stromknappheit, bzw. -

ausfälle, Schwierigkeiten, mit iranischen oder anderen ausländischen Importen zu 

konkurrieren und eine steigende Arbeitslosigkeit genannt (EASO 4.2019). 

 

Mazar-e Sharif 

Mazar-e Sharif und die Provinz Balkh sind historisch betrachtet das wirtschaftliche und 

politische Zentrum der Nordregion Afghanistans. Mazar-e Sharif profitierte dabei von seiner 

geografischen Lage, einer vergleichsweise effektiven Verwaltung und einer relativ guten 

Sicherheitslage (ST- DOK 21.7.2020; vgl. GOIRA2015). Mazar-e Sharif gilt als 

Industriezentrum mit großen Fertigungsbetrieben und einer Vielzahl von kleinen und 

mittleren Unternehmen, welche Kunsthandwerk und Teppiche anbieten (GOIRA2015). Balkh 

ist landwirtschaftlich eine der produktivsten Regionen Afghanistans wobei Landwirtschaft 

und Viehzucht die Distrikte der Provinz dominieren (STDOK 21.7.2020; vgl. MIC 2018). Die 

Arbeitsmarktsituation ist auch In Mazar-e Sharif eine der größten Herausforderungen. Auf 

Stellenausschreibungen melden sich innerhalb einer kurzen Zeitspanne sehr viele Bewerber 

und ohne Kontakte ist es schwer einen Arbeitsplatz zu finden. In den Distrikten ist die Anzahl 

der Arbeitslosen hoch. Die meisten Arbeitssuchenden begeben sich nach Mazar-e Sharif, um 

Arbeit zu finden (STDOK 21.7.2020). 

In Mazar-e Sharif stehen zahlreiche Wohnungen zur Verfügung. Auch eine Person, die in 

Mazar-e Sharif keine Familie hat, sollte in der Lage sein, dort Wohnraum zu finden. Des 

Weiteren gibt es in Mazar-e Sharif eine Anzahl von Hotels sowie Gast- oder Teehäusern, 

welche unter anderem von Tagelöhnern zur Übernachtung benutzt werden (STDOK 

21.7.2020). 

Dürre und Überschwemmungen 
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Während der Wintersaat von Dezember 2017 bis Februar 2018 gab es in Afghanistan eine 

ausgedehnte Zeit der Trockenheit. Diese hatte primär Auswirkungen auf den Agrarsektor mit 

Verlusten bei Viehbeständen (STDOK 10.2020; vgl. STDOK 21.7.2020, STDOK 13.6.2019, 

Accord 26.5.2020) und verschlechterte die Situation für die von Lebensmittelunsicherheit 

geprägte Bevölkerung weiter und hatte zerstörerische Auswirkungen auf die wirtschaftlichen 

Existenzgrundlagen, was wiederum zu Binnenflucht führte und es den Binnenvertriebenen 

mittelfristig erschwert, sich wirtschaftlich zu erholen sowie die Grundbedürfnisse selbständig 

zu decken (FAO 23.11.2018; vgl. AJ 12.8.2018). 

Günstige Regenfälle im Frühling und beinahe normale Temperaturen hatten 2019 die 

Weidebedingungen wieder verbessert. Da sich viele Haushalte noch von der Dürre des 

Jahres 2018 erholen mussten, galt die Ernährungslage für viele Haushalte im Zeitraum 

10.2019-1.2020, weiterhin als „angespannt“ bis „krisenhaft“ (FEWS NET 8.2019). 

Im März 2019 fanden in Afghanistan Überschwemmungen statt, welche Schätzungen 

zufolge, Auswirkungen auf mehr als 120.000 Personen in 14 Provinzen hatten. Sturzfluten 

Ende März 2019 hatten insbesondere für die Bevölkerung in den Provinzen Balkh und Herat 

schlimme Auswirkungen (WHO 3.2019; vgl. STDOK 21.7.2020). Unter anderem waren von 

den Überschwemmungen auch Menschen betroffen, die zuvor von der Dürre vertrieben 

worden waren (GN 6.3.2019). 

Günstige Wetterbedingungen während der Pflanzsaison 2020 lassen eine weitere Erholung 

der Weizenproduktion von der Dürre 2018 erwarten. COVID-19 bedingte Sperrmaßnahmen 

hatten bisher nur begrenzte Auswirkungen auf die landwirtschaftliche Produktion, da sie in 

ländlichen Gebieten nicht durchgesetzt werden konnten (IOM 21.7.2020). 

Lebensmittelunsicherheit 

Einer Befragung aus dem Jahr 2016/2017 an rund 155.000 Personen zufolge (Afghan Living 

Condition Survey - ALCS), sind rund 45% oder 13 Millionen Menschen in Afghanistan von 

anhaltender oder vorübergehender Lebensmittelunsicherheit betroffen (CSO 2018; vgl. 

USAID 11.4.2019), wobei der Anteil der Betroffenen im Osten, Norden und Nordosten am 

höchsten ist (CSO 2018). Gegenüber dem Zeitraum 2011-12 ist ihr Anteil bei einem 

Ausgangsniveau von 30% um 15 Prozentpunkte gestiegen (CSO 2018). Nach Angaben der 

FAO sind weiterhin etwa 13,5 Millionen Menschen in Afghanistan mit einer schweren 

akuten Ernährungsunsicherheit konfrontiert (FAO o.D). 
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2018 gaben rund 30% der 15.012 Befragten an, dass sich die Qualität ihrer Ernährung 

verschlechtert hat, während rund 17% von einer Verbesserung sprachen und die Situation 

für rund 53% gleich blieb. Im Jahr 2018 lag der Anteil der Personen, welche angaben, dass 

sich ihre Ernährungssituation verschlechtert habe, im Westen des Landes über dem Anteil in 

ganz Afghanistan. Beispielsweise die Provinz Badghiswar hiervon einer Dürre betroffen (AF 

2018). 

Die COVID-19-Krise führte in der ersten Hälfte des Jahres 2020 zu einem deutlichen Anstieg 

der Lebensmittelpreise. Die Preise scheinen seit April 2020, nach Verteilung von Weizen aus 

strategischen Getreidereserven, Durchsetzung von Anti-Preismanipulations-Regelungen und 

der Wiederöffnung der Grenzen für Lebensmittelimporte, wieder gesunken zu sein (IOM 

23.9.2020). 

 

 

Bank- und Finanzwesen 

Nach einer Zeit mit begrenzten Bankdienstleistungen, entstehen im Finanzsektor in 

Afghanistan schnell mehr und mehr kommerzielle Banken und Leistungen. Die 

kommerziellen Angebote der Zentralbank gehen mit steigender Kapazität des Finanzsektors 

zurück. Es ist mittlerweile auch relativ einfach, in Afghanistan ein Bankkonto zu eröffnen. Die 

Bank wird dabei nach Folgendem fragen: Ausweisdokument (Tazkira), 2 Passfotos und 1.000 

bis 5.000 AFN als Mindestkapital für das Bankkonto. Bis heute sind mehr als ein Dutzend 

Banken im Land aktiv: unter anderem die Afghanistan International Bank, Azizi Bank, Arian 

Bank, oder The First Microfinance Bank, Ghazanfar Bank, Maiwand Bank, Bakhtar Bank (IOM 

2018). 

Hawala-System 

Über Jahrhunderte hat sich eine Form des Geldaustausches entwickelt, welche Hawala 

genannt wird. Dieses System, welches auf gegenseitigem Vertrauen basiert, funktioniert 

schnell, zuverlässig und günstig. Spezielle Dokumente sind nicht notwendig und der 

Geldtransfer ist weltweit möglich. Hawala wird von den unterschiedlichsten Kundengruppen 

in Anspruch genommen: Gastarbeiter, die ihren Lohn in die Heimat transferieren wollen, 

große Unternehmen und Hilfsorganisationen bzw. NGOs, aber auch Terrororganisationen 

(WKO 2.2017; vgl. WB 2003; FA 7.9.2016). 
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Das System funktioniert folgendermaßen: Person A übergibt ihrem Hawaladar (X) das Geld, 

z.B. 10.0 Euro und nennt ihm ein Passwort. Daraufhin teilt die Person A der Person B, die das 

Geld bekommen soll, das Passwort mit. Der Hawaladar (X) teilt das Passwort ebenfalls 

seinem Empfänger-Hawaladar (M) mit. Jetzt kann die Person B einfach zu ihrem Hawaladar 

(M) gehen. Wenn sie ihm das Passwort nennt, bekommt sie das Geld, z.B. in Afghani, 

ausbezahlt (WKO 2.2017; vgl. WB 2003). 

So ist es möglich, auch größere Geldsummen sicher und schnell zu überweisen. Um etwa 

eine Summe von Peshawar, Dubai oder London nach Kabul zu überweisen, benötigt man 

sechs bis zwölf Stunden. Sind Sender und Empfänger bei ihren Hawaladaren anwesend, kann 

die Transaktion binnen Minuten abgewickelt werden. Kosten dafür belaufen sich auf ca. 1-

2%, hängen aber sehr stark vom Verhandlungsgeschick, den Währungen, der 

Transaktionssumme, der Vertrauensposition zwischen Kunde und Hawaladar und nicht 

zuletzt von der Sicherheitssituation in Kabul ab. Die meisten Transaktionen gehen in 

Afghanistan von der Hauptstadt Kabul aus, weil es dort auch am meisten Hawaladare gibt. 

Hawaladare bieten aber nicht nur Überweisungen an, sondern eine ganze Auswahl an 

finanziellen und nicht-finanziellen Leistungen in lokalen, regionalen und internationalen 

Märkten. Beispiele für das finanzielle Angebot sind Geldwechsel, Spendentransfer, Mikro-

Kredite, Tradefinance oder die Möglichkeit, Geld anzusparen. Als nichtmonetäre Leistungen 

können Hawaladare Fax- oder Telefondienste oder eine Internetverbindung anbieten (WKO 

2.2017; vgl. WB 2003). 

1.4.10. Sozialbeihilfen, wohlfahrtsstaatliche Leistungen und Versicherungen 

Afghanistan ist von einem Wohlfahrtsstaat weit entfernt und Afghanen rechnen in der Regel 

nicht mit Unterstützung durch öffentliche Behörden. Verschiedene Netzwerke ersetzen und 

kompensieren den schwachen staatlichen Apparat. Das gilt besonders für ländliche Gebiete, 

wo die Regierung in einigen Gebieten völlig abwesend ist. So sind zum Beispiel die 

Netzwerke - und nicht der Staat - von kritischer Bedeutung für die Sicherheit, den Schutz, die 

Unterstützung und Betreuung schutzbedürftiger Menschen (STDOK 4.2018). 

Der afghanische Staat gewährt seinen Bürgern kostenfreie Bildung und 

Gesundheitsleistungen, darüber hinaus sind keine Sozialleistungen vorgesehen (BAMF/IOM 

2018; vgl. EC 18.5.2019). Ein Sozialversicherungs- oder Pensionssystem gibt es, von einigen 

Ausnahmen abgesehen (z.B. Armee und Polizei), nicht (SEM 20.6.2017; vgl. BDA 18.12.2018). 

Es gibt kein öffentliches Krankenversicherungssystem. Ein eingeschränktes Angebot an 
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privaten Krankenversicherungen existiert, jedoch sind die Gebühren für die Mehrheit der 

afghanischen Bevölkerung zu hoch (BDA 18.12.2018). 

Ein Pensionssystem ist nur im öffentlichen Sektor etabliert (BAMF/IOM 2018). Der zu 

pensionierende Staatsbedienstete erhält die Pension jährlich auf ein Bankkonto überwiesen. 

Die Pension eines Regierungsbeamten kann von seinen Familienmitgliedern geerbt werden 

(STDOK 4.2018). Berichten zufolge arbeitet die afghanische Regierung an der Schaffung eines 

Pensionssystems im Privatsektor (IWPR 6.7.2018). Private Unternehmen können für ihre 

Angestellten Pensionskonten einführen, müssen das aber nicht. Manche Arbeitgeber zahlen 

ihren Angestellten Abfertigungen, welche die Angestellten sich nach einem gewissen 

Zeitraum ausbezahlen lassen können (STDOK 4.2018). Die weitgehende Informalität der 

afghanischen Wirtschaft bedeutet, dass die Mehrheit der Arbeitskräfte nicht in den Genuss 

von Pensionen oder Sozialbeihilfen kommt (ILO 5.2012). Die International Labour 

Organization (ILO) berichtet, dass im Jahr 2010 rund 10% der afghanischen Bevölkerung im 

pensionsfähigen Alter eine Pension erhielten (ILO 2017). 

Für Bedienstete des öffentlichen Sektors gibt es neben einer Alterspension finanzielle 

Unterstützung im Falle von Invalidität aufgrund einer Verletzung während des Dienstes, wie 

auch Witwenpensionen und Zulagen bei Armut oder im Fall von Arbeitslosigkeit (BDA 

18.12.2018). 

Das afghanische Arbeits- und Sozialministerium (MoLSAMD) bietet ad hoc Maßnahmen für 

einzelne Gruppen, wie zum Beispiel Familienangehörige von Märtyrern und 

Kriegsverwundete, oder Lebensmittelhilfe für von Dürre betroffene Personen, jedoch keine 

groß angelegten Programme zur Bekämpfung von Armut (STDOK 13.6.2019). 

Unterstützungsprogramm - das Citizens' Charter Afghanistan Project (CCAP) 

Im Rahmen des zehn Jahre andauernden „Citizens’ Charter National Priority Program“ (TN 

18.1.2018) wurde im Jahr 2016 das Citizens’ Charter Afghanistan Project ins Leben gerufen. 

Es zielt darauf ab, die Armut in teilnehmenden Gemeinschaften zu reduzieren und den 

Lebensstandard zu verbessern, indem die Kerninfrastruktur und soziale Leistungen durch 

Community Development Councils (CDCs) gestärkt werden. Das CCAP soll 

Entwicklungsprojekte unterschiedlicher Ministerien umsetzen und zu einem größeren 

Nutzen für die betroffenen Gemeinschaften führen (WB 10.10.2016; vgl. ARTF o.D. WB 

6.12.2019, AAN 31.5.2020). Das CCAP ist das erste interministerielle und 

sektorübergreifende Prioritätenprogramm, in dem Ministerien im Rahmen eines 

strukturierten Ansatzes gemeinsam an einem Projekt arbeiten. Folgende Ministerien sind 
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hauptsächlich in dieses Projekt involviert: MRRD (Ministry of Rural Rehabilitation and 

Development), MoE (Ministry of Education), MoPH (Ministry of Public Health) und MAIL 

(Ministry of Agriculture, Irrigation & Livestock) (ARTF o.D.). 

Ziel des Projektes war es von Anfang an, 3,4 Millionen Menschen den Zugang zu sauberem 

Trinkwasser zu ermöglichen, die Qualität von Dienstleistung in den Bereichen Gesundheit, 

Bildung, ländliche Straßen und Elektrizität zu verbessern sowie die Zufriedenheit der Bürger 

mit der Regierung und das Vertrauen in selbige zu steigern. Außerdem sollten vulnerable 

Personen - Frauen, Binnenvertriebene, behinderte und arme Menschen - besser integriert 

werden (WB 10.10.2016; vgl. AAN 31.5.2020). Alleine im Jahr 2016 konnten 9,3 Millionen 

Afghanen von den Projekten profitieren (TN 23.11.2017). Es wird jedoch berichtet, dass die 

Aktivitäten des Projektes in einigen Gemeinden hinter dem Zeitplan zurückbleiben, weil das 

MRRD (Ministerium für ländliche Rehabilitation und Entwicklung) keinen Zugang hat oder 

unterbesetzt ist. NGO Mitarbeiter berichten außerdem, dass sie 10% der finanziellen Mittel 

als Steuer an die Taliban abgeben mussten (AAN 31.5.2020). 

Im Rahmen des CCAP wurden auch Sensibilisierungskampagnen betreffend COVID-19 in 

ländlichen Gebieten durchgeführt. Bis Juni 2020 wurden Treffen mit Ratsmitgliedern und 

Mullahs in etwa 12.000 Gemeinden in 124 Bezirken in ganz Afghanistan abgehalten (WB 

28.6.2020). 

1.4.11. Rückkehr 

In den letzten zehn Jahren sind Millionen von Migranten und Flüchtlingen nach Afghanistan 

zurückgekehrt. Während der Großteil der Rückkehrer aus den Nachbarländern Iran und 

Pakistan kommt, sinken die Anerkennungsquoten für Afghanen im Asylbereich in der 

Europäischen Union und die Zahl derer die freiwillig, unterstützt und zwangsweise nach 

Afghanistan zurückkehren nimmt zu (MMC 1.2019). Die schnelle Ausbreitung des COVID-19 

Virus in Afghanistan hat starke Auswirkungen auf die Vulnerablen unter der afghanischen 

Bevölkerung, einschließlich der Rückkehrer, da sie nur begrenzten Zugang zu grundlegenden 

Dienstleistungen, insbesondere zur Gesundheitsversorgung, haben und zudem aufgrund der 

landesweiten Abriegelung Einkommens- und Existenzverluste hinnehmen müssen (IOM 

7.5.2020). 

Von 1.1.2020 bis 12.9.2020 sind 527.546 undokumentierter Afghanen aus Iran (523.196) und 

Pakistan (4.350) nach Afghanistan zurückgekehrt - in der Woche vom 6.9.2020 bis 12.9.2020 

waren es ca. 21.500 undokumentierte Rückkehrer (UNHCR 17.9.2020). Im gesamten Jahr 

2018 kehrten, im Vergleich dazu, aus den beiden Ländern insgesamt 805.850 nach 
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Afghanistan zurück: 773.125 (laut AA 775.000) aus Iran und 32.725 (laut AA 46.000) aus 

Pakistan (IOM 5.1.2019, vgl. AA 16.7.2020). Die Anzahl der seit 1.1.2020 bis 31.7.2020 von 

IOM unterstützten Rückkehrer aus Iran (53.595) und Pakistan (1.731) beläuft sich auf 55.326 

(IOM 29.8.2020). 

Die freiwillige Rückkehr nach Afghanistan ist aktuell (Stand 24.9.2020) über den Luftweg 

möglich. Es gibt internationale Flüge nach Kabul, Mazar-e Sharif und Kandahar (IOM 

23.9.2020; vgl. Flightradar 24.9.2020). Es sei darauf hingewiesen, dass diese 

Flugverbindungen unzuverlässig sind - in Zeiten einer Pandemie können Flüge gestrichen 

oder verschoben werden (IOM 23.9.2020). 

Seit 12.8.2020 ist der Spin Boldak Grenzübergang an der pakistanischen Grenze sieben Tage 

in der Woche für Fußgänger und Lastkraftwagen geöffnet (UNHCR 12.9.2020). Der 

pakistanische Grenzübergang in Torkham ist Montags und Dienstags für 

Rückkehrbewegungen nach Afghanistan und zusätzlich am Samstag für undokumentierte 

Rückkehrer und andere Fußgänger geöffnet (UNHCR 12.9.2020) 

Die Wiedervereinigung mit der Familie wird meist zu Beginn von Rückkehrern als positiv 

empfunden und ist von großer Wichtigkeit im Hinblick auf eine erfolgreiche Reintegration 

(MMC 1.2019; vgl. IOM KBL 30.4.2020, Reach 10.2017). Ohne familiäre Netzwerke kann es 

sehr schwer sein sich selbst zu erhalten, da in Afghanistan vieles von sozialen Netzwerken 

abhängig ist. Eine Person ohne familiäres Netzwerk ist jedoch die Ausnahme und einige 

wenige Personen verfügen über keine Familienmitglieder in Afghanistan, da diese entweder 

nach Iran, Pakistan oder weiter nach Europa migrierten (IOM KBL 30.4.2020; vgl. Seefar 

7.2018). Der Reintegrationsprozess der Rückkehrer ist oft durch einen schlechten 

psychosozialen Zustand charakterisiert. Viele Rückkehrer sind weniger selbsterhaltungsfähig 

als die meisten anderen Afghanen. Rückkehrerinnen sind von diesen Problemen im 

Besonderen betroffen (MMC 1.2019). 

Auch wenn scheinbar kein koordinierter Mechanismus existiert, der garantiert, dass alle 

Rückkehrer die Unterstützung erhalten, die sie benötigen und dass eine umfassende 

Überprüfung stattfindet, können Personen, die freiwillig oder zwangsweise nach Afghanistan 

zurückgekehrt sind, dennoch verschiedene Unterstützungsformen in Anspruch nehmen 

(STDOK 4.2018; vgl. STDOK 14.7.2020; IOM AUT 23.1.2020). Für Rückkehrer leisten UNHCR 

und IOM in der ersten Zeit Unterstützung. Bei der Anschlussunterstützung ist die Transition 

von humanitärer Hilfe hin zu Entwicklungszusammenarbeit nicht immer lückenlos. Wegen 

der hohen Fluktuation im Land und der notwendigen Zeit der Hilfsorganisationen, sich 
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darauf einzustellen, ist Hilfe nicht immer sofort dort verfügbar, wo Rückkehrer sich 

niederlassen. UNHCR beklagt zudem, dass sich viele Rückkehrer in Gebieten befinden, die für 

Hilfsorganisationen aufgrund der Sicherheitslage nicht erreichbar sind (AA 16.7.2020). 

Soziale, ethnische und familiäre Netzwerke sind für einen Rückkehrer unentbehrlich (IOM 

KBL 30.4.2020; vgl. MMC 1.2019, Reach 10.2017). Der Großteil der nach Afghanistan 

zurückkehrenden Personen verfügt über ein familiäres Netzwerk (STDOK 13.6.2019, IOM KBL 

30.4.2020), auf das in der Regel zurückgegriffen wird. Wegen der schlechten wirtschaftlichen 

Lage, den ohnehin großen Familienverbänden und individuellen Faktoren ist diese 

Unterstützung jedoch meistens nur temporär und nicht immer gesichert (STDOK 13.6.2019). 

Neben der Familie als zentrale Stütze der afghanischen Gesellschaft, kommen noch weitere 

wichtige Netzwerke zum Tragen, wie z.B. der Stamm, der Clan und die lokale Gemeinschaft. 

Diese basieren auf Zugehörigkeit zu einer Ethnie, Religion oder anderen beruflichen 

Netzwerken (Kollegen, Mitstudierende etc.) sowie politische Netzwerke usw. Die 

unterschiedlichen Netzwerke haben verschiedene Aufgaben und unterschiedliche Einflüsse - 

auch unterscheidet sich die Rolle der Netzwerke zwischen den ländlichen und städtischen 

Gebieten. Ein Netzwerk ist für das Überleben in Afghanistan wichtig. So sind manche 

Rückkehrer auf soziale Netzwerke angewiesen, wenn es ihnen nicht möglich ist, auf das 

familiäre Netz zurückzugreifen. Ein Mangel an Netzwerken stellt eine der größten 

Herausforderungen für Rückkehrer dar, was möglicherweise zu einem neuerlichen Verlassen 

des Landes führen könnte. Die Rolle sozialer Netzwerke - der Familie, der Freunde und der 

Bekannten - ist für junge Rückkehrer besonders ausschlaggebend, um sich an das Leben in 

Afghanistan anzupassen. Sollten diese Netzwerke im Einzelfall schwach ausgeprägt sein, 

kann die Unterstützung verschiedener Organisationen und Institutionen in Afghanistan in 

Anspruch genommen werden (STDOK 4.2018). 

Rückkehrer aus dem Iran und aus Pakistan, die oft über Jahrzehnte in den Nachbarländern 

gelebt haben und zum Teil dort geboren wurden, sind in der Regel als solche erkennbar. 

Offensichtlich sind sprachliche Barrieren, von denen vor allem Rückkehrer aus dem Iran 

betroffen sind, weil sie Farsi (die iranische Landessprache) oder Dari (die afghanische 

Landessprache) mit iranischem Akzent sprechen. Zudem können fehlende Vertrautheit mit 

kulturellen Besonderheiten und sozialen Normen die Integration und Existenzgründung 

erschweren. Das Bestehen sozialer und familiärer Netzwerke am Ankunftsort nimmt auch 

hierbei eine zentrale Rolle ein. Über diese können die genannten Integrationshemmnisse 

abgefedert werden, indem die erforderlichen Fähigkeiten etwa im Umgang mit lokalen 

Behörden sowie sozial erwünschtes Verhalten vermittelt werden und für die 

Vertrauenswürdigkeit der Rückkehrer gebürgt wird (AA 16.7.2020). UNHCR verzeichnete 
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jedoch nicht viele Fälle von Diskriminierung afghanischer Rückkehrer aus dem Iran und 

Pakistan aufgrund ihres Status als Rückkehrer. Fast ein Viertel der afghanischen Bevölkerung 

besteht aus Rückkehrern. Diskriminierung beruht in Afghanistan Großteils auf ethnischen 

und religiösen Faktoren sowie auf dem Konflikt (STDOK 13.6.2019). 

Rückkehrer aus Europa oder dem westlichen Ausland werden von der afghanischen 

Gesellschaft häufig misstrauisch wahrgenommen. Dem deutschen Auswärtigen Amt sind 

jedoch keine Fälle bekannt, in denen Rückkehrer nachweislich aufgrund ihres Aufenthalts in 

Europa Opfer von Gewalttaten wurden (AA 16.7.2020) und auch IOM Kabul sind keine 

solchen Vorkommnisse bekannt (IOM KBL 30.4.2020) Andere Quellen geben jedoch an, dass 

es zu tätlichen Angriffen auf Rückkehrer gekommen sein soll (STDOK 10.2020; vgl Seefar 

7.2018), wobei dies auch im Zusammenhang mit einem fehlenden Netzwerk vor Ort gesehen 

wird (Seefar 7.2018). UNHCR berichtet von Fällen zwangsrückgeführter Personen aus 

Europa, die von religiösen Extremisten bezichtigt werden, verwestlicht zu sein; viele werden 

der Spionage verdächtigt. Auch glaubt man, Rückkehrer aus Europa wären reich und sie 

würden die Gastgebergemeinschaft ausnutzen. Wenn ein Rückkehrer mit im Ausland 

erlangten Fähigkeiten und Kenntnissen zurückkommt, stehen ihm mehr 

Arbeitsmöglichkeiten zur Verfügung als den übrigen Afghanen, was bei der hohen 

Arbeitslosigkeit zu Spannungen innerhalb der Gemeinschaft führen kann (STDOK 13.6.2019). 

Haben die Rückkehrer lange Zeit im Ausland gelebt oder haben sie zusammen mit der 

gesamten Familie Afghanistan verlassen, ist es wahrscheinlich, dass lokale Netzwerke nicht 

mehr existieren oder der Zugang zu diesen erheblich eingeschränkt ist. Dies kann die 

Reintegration stark erschweren. Der Mangel an Arbeitsplätzen stellt für den Großteil der 

Rückkehrer die größte Schwierigkeit dar. Fähigkeiten, die sich Rückkehrer/innen im Ausland 

angeeignet haben, können eine wichtige Rolle bei der Arbeitsplatzsuche spielen (STDOK 

21.7.2020; vgl. STDOK 13.6.2020, STDOK 4.2018). Der Zugang zum Arbeitsmarkt hängt 

maßgeblich von lokalen Netzwerken ab (AA 16.7.2020; vgl. IOM KBL 30.4.2020, STDOK 

10.2020). Die afghanische Regierung kooperiert mit UNHCR, IOM und anderen humanitären 

Organisationen, um IDPs, Flüchtlingen, rückkehrenden Flüchtlingen und anderen 

betroffenen Personen Schutz und Unterstützung zu bieten. Die Fähigkeit der afghanischen 

Regierung, vulnerable Personen einschließlich Rückkehrer aus Pakistan und dem Iran zu 

unterstützen, bleibt begrenzt und ist weiterhin von der Hilfe der internationalen 

Gemeinschaft abhängig (USDOS 11.3.2020). Moscheen unterstützen in der Regel nur 

besonders vulnerable Personen und für eine begrenzte Zeit. Für Afghanen, die im Iran 

geboren oder aufgewachsen sind und keine Familie in Afghanistan haben, ist die 
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Situation problematisch. Deshalb versuchen sie in der Regel, so bald wie möglich wieder in 

den Iran zurückzukehren (STDOK 13.6.2019). 

Viele afghanische Rückkehrer werden de-facto IDPs, weil die Konfliktsituation sowie das 

Fehlen an gemeinschaftlichen Netzwerken sie daran hindert, in ihre Heimatorte 

zurückzukehren (UNO- CHA 12.2018). Trotz offenem Werben für Rückkehr sind essentielle 

Dienstleistungen wie Bildung und Gesundheit in den grenznahen Provinzen nicht auf einen 

Massenzuzug vorbereitet (AAN 31.1.2018). Viele Rückkehrer leben in informellen 

Siedlungen, selbstgebauten Unterkünften oder gemieteten Wohnungen. Die meisten 

Rückkehrer im Osten des Landes leben in überbelegten Unterkünften und sind von 

fehlenden Möglichkeiten zum Bestreiten des Lebensunterhaltes betroffen (UNOCHA 

12.2018). 

Eine Reihe unterschiedlicher Organisationen ist für Rückkehrer und Binnenvertriebene (IDP) 

in Afghanistan zuständig (STDOK 4.2018). Rückkehrer/innen erhalten Unterstützung von der 

afghanischen Regierung, den Ländern, aus denen sie zurückkehren, und internationalen 

Organisationen (z.B. IOM) sowie lokalen Nichtregierungsorganisationen (NGOs). Es gibt keine 

dezidiert staatlichen Unterbringungen für Rückkehrer (STDOK 4.2018; vgl. Asylos 8.2017). 

Unterstützung von Rückkehrer/innen durch die afghanische Regierung 

Neue politische Rahmenbedingungen für Rückkehrer und IDPs sehen bei der Reintegration 

unter anderem auch die individuelle finanzielle Unterstützung als einen Ansatz der „whole of 

community" vor. Demnach sollen Unterstützungen nicht nur einzelnen zugutekommen, 

sondern auch den Gemeinschaften, in denen sie sich niederlassen. Die Rahmenbedingungen 

sehen eine Grundstücksvergabe vor, jedoch gilt dieses System als anfällig für Korruption und 

Missmanagement. Es ist nicht bekannt, wie viele Rückkehrer aus Europa Grundstücke von 

der afghanischen Regierung erhalten haben und zu welchen Bedingungen (STDOK 4.2018). 

Die Regierung Afghanistans bemüht sich gemeinsam mit internationalen Unterstützern, Land 

an Rückkehrer zu vergeben. Gemäß dem 2005 verabschiedeten Land Allocation Scheme 

(LAS) sollten Rückkehrer und IDPs Baugrundstücke erhalten. Die bedürftigsten Fälle sollten 

prioritär behandelt werden (Kandiwal 9.2018; vgl. UNHCR 3.2020). Jedoch fanden mehrere 

Studien Probleme bezüglich Korruption und fehlender Transparenz im Vergabeprozess 

(Kandiwal 9.2018; vgl. UNAMA 3.2015, AAN 29.3.2016, WB/UNHCR 20.9.2017). Um den 

Prozess der Landzuweisung zu beginnen, müssen die Rückkehrer einen Antrag in ihrer 

Heimatprovinz stellen. Wenn dort kein staatliches Land zur Vergabe zur Verfügung steht, 

muss der Antrag in einer Nachbarprovinz gestellt werden. Danach muss bewiesen werden, 
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dass der Antragsteller bzw. die nächste Familie tatsächlich kein Land besitzen. Dies geschieht 

aufgrund persönlicher Einschätzung eines Verbindungsmannes und nicht aufgrund von 

Dokumenten. Hier ist Korruption ein Problem. Je einflussreicher ein Antragsteller ist, desto 

schneller bekommt er Land zugewiesen (Kandiwal 9.2018). Des Weiteren wurde ein 

fehlender Zugang zu Infrastruktur und Dienstleistungen, wie auch eine weite Entfernung der 

Parzellen von Erwerbsmöglichkeiten kritisiert. IDPs und Rückkehrer ohne Dokumente sind 

von der Vergabe von Land ausgeschlossen (IDMC/NRC 2.2014; vgl. Kandiwal 9.2018). 

Die afghanische Regierung hat 2017 mit der Umsetzung des Aktionsplans für Flüchtlinge und 

Binnenflüchtlinge begonnen. Ein neues, transparenteres Verfahren zur Landvergabe an 

Rückkehrer läuft als Pilotvorhaben an, kann aber noch nicht flächendeckend umgesetzt 

werden. Erste Landstücke wurden identifiziert, die Registrierung von Begünstigten hat 

begonnen (AA 16.7.2020). 

 

Unterstützung durch IOM 

Die internationale Organisation für Migration (IOM - International Organization for 

Migration) unterstützt mit diversen Projekten die freiwillige Rückkehr und Reintegration von 

Rückkehrern nach Afghanistan. In Bezug auf die Art und Höhe der Unterstützungsleistung 

muss zwischen unterstützter freiwilliger und zwangsweiser Rückkehr unterschieden werden 

(STDOK 14.7.2020; vgl. IOM AUT 23.1.2020; STDOK 13.6.2019; STDOK 4.2018). Im Rahmen 

der unterstützten freiwilligen Rückkehr kann Unterstützung entweder nur für die Rückkehr 

(Reise) oder nach erfolgreicher Aufnahme in ein Reintegrationsprojekt auch bei der 

Wiedereingliederung geleistet werden (STDOK 14.7.2020; vgl. IOM AUT 23.1.2020). 

IOM Österreich unterstützt auch derzeit Rückkehrer im Rahmen der freiwilligen Rückkehr. 

Aufgrund des stark reduzierten Flugbetriebs ist die Rückkehr seit April 2020 nur in sehr 

wenige Länder tatsächlich möglich. Neben der Reiseorganisation bietet IOM Österreich 

dabei Unterstützung bei der Ausreise am Flughafen Wien Schwechat an (STDOK 14.7.2020). 

Mit 1.1.2020 startete das durch den AMIF der Europäischen Union und das österreichische 

Bundesministerium für Inneres kofinanzierte Reintegrationsprojekt RESTART III. Im 

Unterschied zu den beiden Vorprojekten RESTART und RESTART II steht dieses Projekt 

ausschließlich Rückkehrern aus Afghanistan zur Verfügung. RESTART III, ist wie das 

Vorgängerprojekt auf drei Jahre, nämlich bis 31.12.2022 ausgerichtet und verfügt über eine 

Kapazität von 400 Personen. Für alle diese 400 Personen ist neben Beratung und Information 
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- in Österreich sowie in Afghanistan - sowohl die Bargeldunterstützung in der Höhe von 500 

Euro wie auch die Unterstützung durch Sachleistungen in der Höhe von 2.800 Euro geplant 

(STDOK 14.7.2020; vgl. IOM AUT 23.1.2020). 

Die Teilnahme am Reintegrationsprojekt von IOM ist an einige (organisatorische) 

Voraussetzungen gebunden. So stellen Interessenten an einer unterstützen freiwilligen 

Rückkehr zunächst einen entsprechenden Antrag bei einer der österreichischen 

Rückkehrberatungseinrichtungen - dem VMÖ (Verein Menschenrechte Österreich) oder der 

Caritas bzw. in Kärnten auch beim Amt der Kärntner Landesregierung. Die jeweilige 

Rückkehrberatungsorganisation prüft dann basierend auf einem Kriterienkatalog des BMI, 

ob die Anforderungen für die Teilnahme durch die Antragssteller erfüllt werden. Für 

Reintegrationsprojekte ist durch das BMI festgelegt, dass nur Personen an dem Projekt 

teilnehmen können, die einen dreimonatigen Aufenthalt in Österreich vorweisen können. Es 

wird hier jedoch auf mögliche Ausnahmen hingewiesen, wie zum Beispiel bei Personen, die 

im Rahmen der Dublin-Regelung nach Österreich rücküberstellten werden. Des Weiteren 

sieht die BMI-Regelung vor, dass nur eine Person pro Kernfamilie die 

Unterstützungsleistungen erhalten kann (STDOK 14.7.2020; vgl. IOM AUT 23.1.2020). Im 

Anschluss unterstützt die jeweilige Rückkehrberatungseinrichtung den Interessenten beim 

Antrag auf Kostenübernahme für die freiwillige Rückkehr. Wenn die Teilnahme an dem 

Reintegrationsprojekt ebenso gewünscht ist, so ist ein zusätzlicher Antrag auf Bewilligung 

des Reintegrationsprojektes zu stellen. Kommt es in weiterer Folge zu einer Zustimmung des 

Antrags seitens des BMI wird ab diesem Zeitpunkt IOM involviert (STDOK 14.7.2020; vgl. 

IOM AUT 23.1.2020). 

Es besteht auch die Möglichkeit jederzeit einen Antrag auf freiwillige Rückkehr zu stellen, 

auch ohne Teilnahme an dem Projekt. Eine Mitarbeiterin von IOM Österreich weist in 

diesem Zusammenhang darauf hin, dass es hier keine Trennung zwischen freiwilligen und 

unterstützten Rückkehrern gibt. Grundsätzlich spricht man von unterstützter freiwilliger 

Rückkehr und zusätzlich gibt es die Reintegrationsunterstützung bei Projektteilnahme. (IOM 

AUT 23.1.2020; vgl. STDOK 14.7.2020). 

Neben Beratung und Vorabinformationen ist IOM für die Flugbuchung verantwortlich und 

unterstützt die Projektteilnehmer auch bei den Abflugmodalitäten. Flüge gehen in der Regel 

nach Kabul, können auf Wunsch jedoch auch direkt nach Mazar-e Sharif gehen [Anm.: Unter 

Umgehung von Kabul]. Die Reise nach Herat beispielsweise findet in der Regel auf dem 

Luftweg über Kabul statt (IOM KBL 26.11.2018). Die österreichischen Mitarbeiter 

unterstützen die Projektteilnehmer beim Einchecken, der Sicherheitskontrolle, der 
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Passkontrolle und begleiten sie bis zum Abflug-Terminal (STDOK 14.7.2020). Teilnehmer am 

Reintegrationsprojekt RESTART III von IOM landen in der Regel (zunächst) in der 

afghanischen Hauptstadt Kabul. Dort werden sie von den örtlichen IOM-Mitarbeitern direkt 

nach Verlassen des Flugzeuges empfangen und bei den Ein- bzw. Weiterreiseformalitäten 

unterstützt. An den Flughäfen anderer Städte wie Mazar- e-Sharif, Kandahar oder Herat gibt 

es keine derartige Ausnahmeregelung (STDOK 14.7.2020; vgl. IOM KBL 26.11.2018; IOM AUT 

23.1.2020). 

RESTART sowie die Folgeprojekte RESTART II und RESTART III unterscheiden sich nur minimal 

voneinander. So ist beispielsweise die Höhe der Barzahlung und auch die Unterstützung 

durch Sachleistungen gleich geblieben, wobei im ersten RESTART Projekt und in der ersten 

Hälfte von RESTART II nur 2.500 Euro in Sachleistung investiert wurden und die restlichen 

300 Euro für Wohnbedürfnisse, Kinderbetreuung oder zusätzlich für Bildung zur Verfügung 

standen. Dies wurde im Verlauf von RESTART II geändert und es ist nun auch in RESTART III 

der Fall, sodass die gesamte Summe für eine einkommensgenerierende Tätigkeit verwendet 

werden kann (STDOK 14.7.2020; vgl. IOM AUT 27.3.2020). 

Im Zuge der COVID-19 Pandemie befinden sich IOM-Mitarbeiter in Afghanistan teilweise im 

Home-Office. Rückkehrer können jedoch weiterhin IOM-Büros kontaktieren, werden jedoch 

gebeten, persönliche Besuche in IOM-Räumlichkeiten auf ein Minimum zu reduzieren und 

stattdessen über Telefon oder andere online Tools zu kommunizieren. Virtuelle Beratung 

wird für 

Projektteilnehmer sowohl in Afghanistan wie auch in Österreich angeboten (IOM 23.9.2020). 

Nach Angaben von IOM kann es bei der Entwicklung der einzelnen Projekte aktuell aufgrund 

der Pandemie zu Verzögerungen und langsamen Entwicklungen kommen (IOM 23.9.2020). 

Es wird zudem verstärkt auf Banküberweisungen gesetzt wobei die Projektteilnehmer 

entsprechend informiert werden. Zur raschen Eröffnung eines Bankkontos muss ein gültiges 

Identitätsdokument (z.B.: Tazkira) vorgelegt und verschiedene Formulare (je nach Bank oder 

Vertretern der jeweiligen Communities) ausgefüllt und unterzeichnet werden. 

Überweisungen innerhalb derselben Bank können in wenigen Minuten durchgeführt 

werden. Bei anderen Banken kann die Überweisung mehrere Tage in Anspruch nehmen. Ein 

Bankkonto kann von allen Personen, auch jenen, die keine persönlichen Kontakte in 

Afghanistan haben, eröffnet werden (IOM 10.2020) 

Mit Stand 22.9.2020, wurden im laufenden Jahr 2020 bereits 70 Teilnahmen akzeptiert im 

Rahmen des Restart III Projektes und sind im Zuge des Projektes 47 Personen freiwillig nach 
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Afghanistan zurückgekehrt - zuletzt jeweils 13 Personen im August und im September 2020 

(IOM 23.9.2020). Mit ihnen, als auch mit potenziellen Projektteilnehmern, welche sich noch 

in Österreich befinden, steht IOM Österreich in Kontakt und bietet Beratung/Information 

über virtuelle Kommunikationswege an (IOM AUT 18.5.2020). 

IOM-RADA 

IOM hat mit finanzieller Unterstützung der Europäischen Union das Projekt „RADA" 

(Reintegration Assistance and Development in Afghanistan) entwickelt. (STDOK 14.7.2020; 

vgl. IOM 5.11.2019). 

Innerhalb dieses Projektes gibt es eine kleine Komponente (PARA - Post Arrival Reception 

Assistance), die sich speziell an zwangsweise rückgeführte Personen wendet. Der 

Leistungsumfang ist stark limitiert und nicht mit einer Reintegrationsunterstützung 

vergleichbar. Die Unterstützung umfasst einen kurzen medical check (unmittelbare 

medizinische Bedürfnisse) und die Auszahlung einer Bargeldunterstützung in der Höhe von 

12.500 Afghani (rund 140 EUR) zur Deckung unmittelbarer, dringender Bedürfnisse 

(temporäre Unterkunft, Weiterreise, etc.). Diese ist jedoch nur für Rückkehrer zugänglich die 

über den internationalen Flughafen von Kabul reisen (STDOK 14.7.2020; vgl. IOM AUT 

23.1.2020, IOM 23.9.2020). 

Wohnungen 

In Kabul und im Umland sowie in anderen Städten steht eine große Anzahl an Häusern und 

Wohnungen zur Verfügung. Die Kosten in Kabul-City sind jedoch höher als in den Vororten 

oder in den anderen Provinzen. Private Immobilienhändler in den Städten bieten 

Informationen zu Mietpreisen für Häuser und Wohnungen an. Die Miete für eine Wohnung 

liegt zwischen 300 USD und 500 USD. Die Lebenshaltungskosten pro Monat belaufen sich auf 

bis zu 400 USD (Stand 2019), für jemanden mit gehobenem Lebensstandard. Diese Preise 

gelten für den zentral gelegenen Teil der Stadt Kabul, wo Einrichtungen und Dienstleistungen 

wie Sicherheit, Wasserversorgung, Schulen, Kliniken und Elektrizität verfügbar sind. In 

ländlichen Gebieten können sowohl die Mietkosten, als auch die Lebenshaltungskosten um 

mehr als 50% sinken. 

Betriebs- und Nebenkosten wie Wasser und Strom kosten in der Regel nicht mehr als 40 USD 

pro Monat. Abhängig vom Verbrauch können die Kosten allerdings höher sein (IOM 2019). 

Wohnungszuschüsse für sozial Benachteiligte oder Mittellose existieren in Afghanistan nicht 

(IOM 2018). 
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1.5. Der Vergleich zwischen dem Länderberichtsmaterial im Vergleich zum Zeitpunkt der 

Zuerkennung des Status eines subsidiär Schutzberechtigten und dem nunmehr aktuellen 

Material ist keine objektive Verbesserung der Sicherheits- und Versorgungslage in 

Afghanistan ersichtlich. 

 

2. Beweiswürdigung 

2.1. Zu den Feststellungen zur Person des Beschwerdeführers:  

Die Feststellungen zur Identität des Beschwerdeführers ergeben sich aus seinen 

dahingehend übereinstimmenden Angaben vor den Organen des öffentlichen 

Sicherheitsdienstes, vor dem Bundesamt, in der Beschwerde und vor dem 

Bundesverwaltungsgericht. Die getroffenen Feststellungen zum Namen und zum 

Geburtsdatum des Beschwerdeführers gelten ausschließlich zur Identifizierung der Person 

des Beschwerdeführers im Asylverfahren. 

Die Feststellungen zur Staatsangehörigkeit des Beschwerdeführers, zu seiner 

Herkunftsregion, zu seiner Volksgruppen- und Religionszugehörigkeit, zu seiner familiären 

Situation und zum Aufenthalt seiner Familienangehörigen und zu seinen bislang in 

Österreich ausgeübten Tätigkeiten gründen sich auf seine diesbezüglich schlüssigen und 

stringenten Angaben. Das Bundesverwaltungsgericht hat keine Veranlassung, an diesen im 

gesamten Verfahren gleich gebliebenen Aussagen des Beschwerdeführers zu zweifeln.  

Die Feststellungen zum Gesundheitszustand gründen auf den diesbezüglich glaubhaften 

Aussagen des Beschwerdeführers beim Bundesamt und in der mündlichen Verhandlung, auf 

den im Rahmen der mündlichen Verhandlung persönlich gewonnen Eindrücken, die sich der 

Richter vom Beschwerdeführer machen konnte sowie auf dem Umstand, dass im Verfahren 

nichts Gegenteiliges hervorgekommen ist.  

2.2. Zu den Feststellungen zum Fluchtvorbringen des Beschwerdeführers: 

Die Feststellungen, dass dem Beschwerdeführer eine gezielte und konkret gegen ihn 

gerichtete Verfolgungsgefahr weder von den Taliban ausgehend noch aufgrund von 

Grundstücksstreitigkeiten droht, beruhen auf den Ergebnissen der mündlichen Verhandlung, 

denen zu Folge das diesbezügliche Vorbringen des Beschwerdeführers sich als nicht 

glaubhaft erweist, und zwar aus folgenden Erwägungen: 

Zunächst ist festzuhalten, dass das erkennende Gericht davon ausgeht, dass der Vater des 

Beschwerdeführers tatsächlich im Heimatdorf ein Grundstück besessen hat. Insofern erweist 

sich das Vorbringen, welches diesbezüglich von Anfang an gleichlautend und frei von 

Widersprüchen getätigt wurde, als glaubhaft.  
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Die vom Beschwerdeführer als vorrangiger Fluchtgrund genannten Grundstücksstreitigkeiten 

liegen bereits sehr lange zurück. Außerdem haben die Taliban gemäß den eigenen Angaben 

des Beschwerdeführers inzwischen ihr Ziel – nämlich die (widerrechtliche) Aneignung der 

Grundstücke, welche sich im Besitz der Familie des Beschwerdeführers befunden haben - 

ohnehin längst erreicht, sodass nicht davon auszugehen ist, dass diese den 

Beschwerdeführer im Falle einer Rückkehr im ganzen Land – z.B. auch in den größeren 

Städten – verfolgen werden. So hat der Beschwerdeführer auch auf einen entsprechenden 

Vorhalt durch den Richter im Rahmen der mündlichen Verhandlung geantwortet, dass er im 

Falle einer Rückkehr nicht wisse, wo er in Afghanistan leben könne, dass dort „überall Krieg“ 

herrsche und die Sicherheitslage auch in den größeren Städten eine schlechte sei. Dies 

deutet ebenfalls darauf hin, dass aus aktueller Sicht der Beschwerdeführer nicht wegen einer 

etwaigen Angst vor Verfolgung durch die Taliban, sondern vielmehr wegen der allgemein 

schlechten Lage im Land nicht gewillt ist, nach Afghanistan zurückzukehren.   

Zusammenfassend erweist sich somit das Vorbringen des Beschwerdeführers, ihm drohe im 

Falle einer Rückkehr asylrelevante Verfolgung mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit, als nicht 

glaubhaft.   

2.3.  Zu den Feststellungen zum (Privat)Leben des Beschwerdeführers in Österreich:  

Die Feststellungen zum Leben des Beschwerdeführers in Österreich und zu seinem Freundes- 

und Bekanntenkreis stützen sich auf die Aktenlage, auf die Angaben des Beschwerdeführers 

in der mündlichen Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht und auf die von diesem 

im Laufe des Verfahrens vorgelegten Unterlagen.   

Die Feststellung, dass der Beschwerdeführer gut integriert ist, ergibt sich aus folgenden 

Erwägungen:  

Er beherrschte die deutsche Sprache bereits im Jahr 2019 recht gut, wovon sich der 

erkennende Richter im Rahmen der damals durchgeführten mündlichen Verhandlung selbst 

überzeugen konnte. Zahlreiche in den letzten Jahren am Bundesverwaltungsgericht 

durchgeführte Verhandlungen aus dem Bereich Asyl- und Fremdenwesen haben gezeigt, 

dass Personen mit einer ähnlich langen Aufenthaltsdauer wie der Beschwerdeführer und 

einem ähnlichen Lebenshintergrund wie dieser über vergleichsweise weniger gute 

Sprachkenntnisse verfügten, sodass die Deutschkenntnisse des Beschwerdeführers als 

überdurchschnittlich gut anzusprechen sind. 

Der Beschwerdeführer ist in seiner Wohnsitzgemeinde sehr engagiert, verrichtet bereits seit 

Jahren zahlreiche gemeinnützige Tätigkeiten und erweist sich auch als überaus hilfsbereit in 

Bezug auf seine Bekannten und Nachbarn. Er hat konkrete Vorstellungen über seine 
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berufliche Zukunft, hält ständig Ausschau nach Beschäftigungsmöglichkeiten und er verfügt 

auch über eine Einstellungszusage eines Gastronomiebetriebes, sodass mit hoher 

Wahrscheinlichkeit davon auszugehen ist, dass er im Falle eines dauerhaften Aufenthalts in 

Österreich seinen Lebensunterhalt aus eigenen Einkünften bestreiten können wird.  

Die Feststellung, dass der Beschwerdeführer weder das Modul 1 der 

Integrationsvereinbarung erfüllt noch einer Erwerbstätigkeit nachgeht, ergibt sich aus den 

beiden diesbezüglichen Stellungnahmen des Beschwerdeführers vom 17.03.2021 und vom 

12.05.2021. 

Die Feststellung zur strafgerichtlichen Unbescholtenheit des Beschwerdeführers ergibt sich 

aus der Einsichtnahme in das Strafregister. 

2.4. Zu den Feststellungen zu einer möglichen Rückkehr des Beschwerdeführers in den 

Herkunftsstaat 

Die Feststellungen zu den möglichen Folgen einer Rückkehr des Beschwerdeführers in seine 

Herkunftsprovinz Maidan Wardak ergeben sich aus den oben angeführten Länderberichten. 

Demnach hat sich die Sicherheitslage in der Provinz in letzter Zeit verschlechtert und 

aufständische Taliban sind in einigen Distrikten aktiv und verüben terroristische Anschläge. 

Allein im Jahr 2019 wurde 184 zivile Opfer – 108 davon getötete – registriert.  

Die Feststellung, dass nicht davon auszugehen ist, dass der Beschwerdeführer in Afghanistan 

mit hoher Wahrscheinlichkeit mit für ihn schwerwiegenden gesundheitlichen Folgen an 

Covid-19 erkranken wird, beruhen auf den aktuellen Statistiken der 

Weltgesundheitsorganisation zur Covid-19-Pandemie, der zu Folge sich die Anzahl der 

Neuerkrankungen und die Anzahl der Todesfälle seit mehreren Wochen auf annähernd 

gleichbleibendem Niveau bewegt. Auch das aktuelle LIB der Staateninformation geht davon 

aus, dass – obwohl viele Nachbarländer stark von der Pandemie betroffen sind - dennoch die 

Anzahl der in Afghanistan mit COVID-19 infizierten Personen vergleichsweise relativ niedrig 

ist. Aufgrund des Umstandes, dass es sich beim Beschwerdeführer um einen gesunden Mann 

im Alter von 25 Jahren handelt, der auch keiner Risikogruppe zuzuordnen ist, und aufgrund 

der Fallzahlen in Relation zur Einwohnerzahl des Landes ist davon auszugehen, dass für den 

Beschwerdeführer zwar ein Restrisiko im Promillebereich besteht, schwer an Covid-19 zu 

erkranken, dass aber mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit davon auszugehen ist, dass das 

nicht der Fall sein wird.  

Die Feststellungen zu den Folgen einer Ansiedelung des Beschwerdeführers in den Städten 

Herat und Mazar-e Sharif ergeben sich - unter Berücksichtigung der von UNHCR und EASO 

aufgestellten Kriterien für das Bestehen einer internen Schutzalternative für Afghanistan - 
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aus den oben angeführten Länderberichten und aus den Angaben des Beschwerdeführers. 

Die Feststellung zur Prognose, dass sich der Beschwerdeführer in den genannten Städten 

eine Existenz aufbauen kann, ergibt sich aus folgenden Erwägungen:  

Aus den Länderinformationen ergibt sich, dass die Städte Herat und Mazar-e Sharif als relativ 

sicher gelten und unter der Kontrolle der Regierung stehen. Sie sind auch sicher erreichbar. 

Die Versorgung der Bevölkerung ist in diesen Städten grundlegend gesichert.  

Der Beschwerdeführer ist mit der afghanischen Kultur und den afghanischen 

Gepflogenheiten sozialisiert. Er kann sich daher in den Städten Mazar-e Sharif und Herat gut 

und ohne größere Probleme zurechtfinden. Der Beschwerdeführer verfügt über 

Berufserfahrung als Schneider, er ist im erwerbsfähigen Alter, gesund, volljährig und 

anpassungsfähig. Er kann im Falle einer Rückkehr auch Rückkehrhilfe in Anspruch nehmen. 

Das Bundesverwaltungsgericht geht daher davon aus, dass sich der Beschwerdeführer – 

zumindest nach Überwindung von möglichen anfänglichen Schwierigkeiten – in den Städten 

Mazar-e Sharif oder Herat niederlassen und sich dort eine Existenz ohne unbillige Härte 

aufbauen kann. 

2.5.  Zu den Feststellungen zur Situation im Herkunftsstaat:  

Die Feststellungen zur maßgeblichen Situation im Herkunftsstaat stützen sich auf die 

zitierten Länderberichte. Da diese aktuellen Länderberichte auf einer Vielzahl verschiedener, 

voneinander unabhängiger Quellen von regierungsoffiziellen und nicht-regierungsoffiziellen 

Stellen beruhen und dennoch ein in den Kernaussagen übereinstimmendes Gesamtbild ohne 

wesentliche Widersprüche bieten, besteht im vorliegenden Fall für das 

Bundesverwaltungsgericht kein Anlass, an der Richtigkeit der herangezogenen 

Länderinformationen zu zweifeln. Die den Feststellungen zugrundeliegenden Länderberichte 

sind in Bezug auf die Sicherheits- und Versorgungslage in Afghanistan aktuell. Das 

Bundesverwaltungsgericht hat sich durch Einsichtnahme in die jeweils verfügbaren Quellen 

(u.a. laufende Aktualisierung des Länderinformationsblattes der Staatendokumentation) 

davon versichert, dass zwischen dem Stichtag der herangezogenen Berichte und dem 

Entscheidungszeitpunkt keine wesentliche Veränderung der Sicherheits- und 

Versorgungslage in Afghanistan eingetreten ist.  

3. Rechtliche Beurteilung 

 

3.1. Zuständigkeit und anzuwendendes Recht: 
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Gemäß § 6 BVwGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern 

nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Da 

eine Senatsentscheidung in den einschlägigen Bundesgesetzen nicht vorgesehen ist, liegt 

somit Einzelrichterzuständigkeit vor. 

 

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch 

das VwGVG, BGBl. I Nr. 33/2013 idF BGBl. I Nr. 122/2013, geregelt (§ 1 leg.cit.). Gemäß § 58 

Abs. 2 VwGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des 

Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.  

 

Gemäß § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das 

Verfahren über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit 

Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles, die Bestimmungen der 

Bundesabgabenordnung – BAO, BGBl. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes – AgrVG, 

BGBl. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 – DVG, BGBl. Nr. 29/1984, 

und im Übrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen 

sinngemäß anzuwenden, die die Behörde in dem dem Verfahren vor dem 

Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt 

hätte. 

 

Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu 

erledigen, sofern die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. 

Gemäß § 28 Abs. 2 VwGVG hat das Verwaltungsgericht über Beschwerden dann in der Sache 

selbst zu entscheiden, wenn 1. der maßgebliche Sachverhalt feststeht oder 2. die 

Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes durch das Verwaltungsgericht selbst im 

Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer eheblichen Kostenersparnis verbunden ist. 

3.2. Zu Spruchpunkt A) I. 

3.2.1. Zur Abweisung der Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides 

(keine Zuerkennung des Status des Asylberechtigten): 

 

3.2.1.1. Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Österreich einen Asylantrag 

gestellt hat, soweit der Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder wegen Zuständigkeit 

eines anderen Staates zurückzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, 

wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2 der 
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Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge BGBl. 55/1955 (Genfer 

Flüchtlingskonvention, in der Folge: GFK) droht (vgl. auch die Verfolgungsdefinition in § 2 

Abs. 1 Z 11 AsylG 2005, die auf Art. 9 der RL 2004/83/EG des Rates verweist). Gemäß § 3 

Abs. 3 AsylG 2005 ist der Asylantrag bezüglich der Zuerkennung des Status des 

Asylberechtigten abzuweisen, wenn dem Fremden eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 

11 AsylG 2005) offen steht oder wenn er einen Asylausschlussgrund (§ 6 AsylG 2005) gesetzt 

hat. 

 

Flüchtling iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK (idF des Art. 1 Abs. 2 des Protokolls über die 

Rechtsstellung der Flüchtlinge BGBl. 78/1974) - deren Bestimmungen gemäß § 74 AsylG 

2005 unberührt bleiben - ist, wer sich „aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, 

Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der 

politischen Gesinnung verfolgt zu werden, außerhalb seines Heimatlandes befindet und 

nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses 

Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich außerhalb des Landes seines gewöhnlichen 

Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt 

ist, in dieses Land zurückzukehren.“ 

 

Zentraler Aspekt des Flüchtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegründete Furcht vor 

Verfolgung. Wohlbegründet kann eine Furcht nur dann sein, wenn sie im Lichte der 

speziellen Situation des Asylwerbers und unter Berücksichtigung der Verhältnisse im 

Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (vgl. zB VwGH 22.12.1999, 99/01/0334; 

25.01.2001, 2001/20/0011). Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in 

einer konkreten Situation tatsächlich fürchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte 

Person in dieser Situation (aus Konventionsgründen) fürchten würde. Unter Verfolgung ist 

ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensität in die zu schützende persönliche 

Sphäre des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensität liegt vor, wenn der Eingriff geeignet 

ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der 

Rückkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begründen. Eine Verfolgungsgefahr ist 

dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maßgeblichen Wahrscheinlichkeit droht; 

die entfernte Möglichkeit einer Verfolgung genügt nicht (VwGH 21.12.2000, 2000/01/0131; 

25.01.2001, 2001/20/0011). Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Gründe 

haben, welche Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK nennt (VwGH 09.09.1993, 93/01/0284; 23.11.2006, 

2005/20/0551); sie muss Ursache dafür sein, dass sich der Asylwerber außerhalb seines 

Heimatlandes bzw. des Landes seines vorigen Aufenthaltes befindet. 
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Bei der Entscheidung, ob eine wohlbegründete Furcht vor Verfolgung besteht, handelt es 

sich immer um eine Prognoseentscheidung, die eine auf die Zukunft gerichtete Verfolgung 

verlangt. Das Wort „Furcht“ bezieht sich dabei nicht nur auf Personen, die tatsächlich 

verfolgt wurden, sondern auch auf solche, die einer Situation aus dem Wege gehen 

möchten, die eine Gefahr der Verfolgung in sich birgt. (vgl. UNHCR, Ergänzende aktuelle 

Länderinformationen Syrien: Militärdienst, vom 30.11.2016, S. 1) 

 

Nach ständiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwGH 28.03.1995, 

95/19/0041; 23.07.1999, 99/20/0208; 26.02.2002, 99/20/0509 mwN; 17.09.2003, 

2001/20/0177; 28.10.2009, 2006/01/0793) ist eine Verfolgungshandlung nicht nur dann 

relevant, wenn sie unmittelbar von staatlichen Organen (aus Gründen der GFK) gesetzt 

worden ist, sondern auch dann, wenn der Staat nicht gewillt oder nicht in der Lage ist, 

Handlungen mit Verfolgungscharakter zu unterbinden, die nicht von staatlichen Stellen 

ausgehen, sofern diese Handlungen - würden sie von staatlichen Organen gesetzt - 

asylrelevant wären. Eine von dritter Seite ausgehende Verfolgung kann nur dann zur 

Asylgewährung führen, wenn sie von staatlichen Stellen infolge nicht ausreichenden 

Funktionierens der Staatsgewalt nicht abgewandt werden kann (VwGH 22.03.2000, 

99/01/0256 mwN). 

 

Wenn Asylsuchende in bestimmten Landesteilen vor Verfolgung sicher sind und ihnen 

insoweit auch zumutbar ist, den Schutz ihres Herkunftsstaates in Anspruch zu nehmen, 

bedürfen sie nicht des Schutzes durch Asyl (vgl. zB VwGH 24.03.1999, 98/01/0352 mwN; 

15.03.2001, 99/20/0036). Damit ist nicht das Erfordernis einer landesweiten Verfolgung 

gemeint, sondern vielmehr, dass sich die asylrelevante Verfolgungsgefahr für den 

Betroffenen – mangels zumutbarer Ausweichmöglichkeit innerhalb des Herkunftsstaates – 

im gesamten Herkunftsstaat auswirken muss (VwSlg. 16.482 A/2004). Das 

Zumutbarkeitskalkül, das dem Konzept einer „internen Flucht- oder Schutzalternative“ 

(VwSlg. 16.482 A/2004) innewohnt, setzt daher voraus, dass der Asylwerber dort nicht in 

eine ausweglose Lage gerät, zumal auch wirtschaftliche Benachteiligungen dann asylrelevant 

sein können, wenn sie jede Existenzgrundlage entziehen (VwGH 08.09.1999, 98/01/0614, 

29.03.2001, 2000/20/0539; 17.03.2009, 2007/19/0459). 

3.2.1.2. Zu prüfen ist gegenständlich, ob dem Beschwerdeführer im Falle einer Rückkehr in 

Afghanistan Verfolgung aus einem asylrelevanten Grund mit maßgeblicher 

Wahrscheinlichkeit droht.  
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Das diesbezügliche Vorbringen des Beschwerdeführers – insbesondere im Hinblick auf eine 

mögliche Verfolgung aufgrund von Grundstücksstreitigkeiten seiner Familie mit Angehörigen 

der Taliban - erweist sich aus den bereits oben im Rahmen der Beweiswürdigung 

dargelegten Erwägungen als nicht glaubhaft.  

Die belangte Behörde hat somit den Antrag des Beschwerdeführers hinsichtlich der 

Zuerkennung des Status eines Asylberechtigten zu Recht abgewiesen. 

3.2.2. Zur Abweisung der Beschwerde gegen Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides 

(keine Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten): 

3.2.2.1. Wird ein Asylantrag „in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten“ 

abgewiesen, so ist dem Asylwerber gemäß § 8 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 der Status des subsidiär 

Schutzberechtigten zuzuerkennen, „wenn eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder 

Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von 

Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten 

würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der 

Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder 

innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde“. Nach § 8 Abs. 2 AsylG 2005 ist die 

Entscheidung über die Zuerkennung dieses Status mit der abweisenden Entscheidung nach  

§ 3 AsylG 2005 zu verbinden.  

 

Die Zuerkennung subsidiären Schutzes setzt voraus, dass die Rückkehr des Asylwerbers in 

seine Heimat entweder die reale Gefahr einer Verletzung insbesondere von Art. 2 oder 3 

MRK bedeuten würde oder für ihn eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der 

Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder 

innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde. Nach der Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes setzt die Beurteilung eines drohenden Verstoßes gegen Art. 2 

oder 3 MRK eine Einzelfallprüfung voraus, in deren Rahmen konkrete und nachvollziehbare 

Feststellungen zu der Frage zu treffen sind, ob einer Person im Fall der Rückkehr in ihren 

Herkunftsstaat die reale Gefahr („real risk“) insbesondere einer gegen Art. 2 oder 3 MRK 

verstoßenden Behandlung droht. Es bedarf einer ganzheitlichen Bewertung der möglichen 

Gefahren, die sich auf die persönliche Situation des Betroffenen in Relation zur allgemeinen 

Menschenrechtslage im Zielstaat zu beziehen hat. Um von der realen Gefahr einer 

drohenden Verletzung der durch Art. 2 oder 3 MRK garantierten Rechte eines Asylwerbers 

bei Rückkehr in seinen Heimatstaat ausgehen zu können, reicht es nicht aus, wenn eine 

solche Gefahr bloß möglich ist. Es bedarf vielmehr einer darüber hinausgehenden 
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Wahrscheinlichkeit, dass sich eine solche Gefahr verwirklichen werde (VwGH 21.2.2017, Ra 

2016/18/0137; 27.5.2019, Ra 2019/14/0153, Rn. 120). 

 

Die bloße Möglichkeit einer dem Art. 3 MRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, 

in den ein Fremder abgeschoben wird, genügt nicht, um seine Abschiebung in diesen Staat 

als unzulässig erscheinen zu lassen; vielmehr ist es zur Begründung einer drohenden 

Verletzung von Art. 3 MRK notwendig, detailliert und konkret darzulegen, dass exzeptionelle 

Umstände vorliegen (VwGH 18.3.2019, Ra 2018/18/0538, mwN; 27.5.2019, Ra 

2019/14/0153, Rn. 120). 

 

Es ist zu prüfen, ob in Afghanistan eine solch extreme Gefährdungslage besteht, dass 

gleichsam jeder, der dorthin zurückkehrt, einer Gefährdung iSd § 8 Abs. 1 AsylG 2005 

ausgesetzt wäre, und ob es einen Hinweis auf „außergewöhnliche Umstände“ gibt, die eine 

Abschiebung unzulässig machen könnten. 

 

Insgesamt ist nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu beachten, dass eine 

schwierige Lebenssituation für den Asylwerber im Fall seiner Rückführung in den 

Herkunftsstaat, vor allem in wirtschaftlicher Hinsicht, primär gestützt auf mangelnde 

tragfähige Beziehungen bzw. fehlende Ortskenntnisse in Großstädten, oder eine schwierige 

Situation bei der Wohnraum- oder Arbeitsplatzsuche nicht ausreicht, um eine reale Gefahr 

existenzbedrohender Verhältnisse und somit eine Verletzung des Art. 3 MRK zu begründen. 

Auch eine fehlende Schul- und Berufsausbildung bzw. -erfahrung sind im Fall einer Rückkehr 

keine exzeptionellen Umstände (VwGH 18.3.2016, Ra 2015/01/0255; 25.5.2016, Ra 

2016/19/0036; 8.9.2016, Ra 2016/20/0063; 25.4.2017, Ra 2017/01/0016; 8.8.2017, Ra 

2017/19/0118; 10.8.2017, Ra 2016/20/0369; 20.9.2017, Ra 2017/19/0190; vgl. dazu auch – 

unter Berücksichtigung des entscheidungsrelevanten Sachverhaltes – VfSlg. 20.228/2017). 

 

Der Verwaltungsgerichtshof hat in seiner Rechtsprechung bereits mehrfach erkannt, dass – 

um von einer zumutbaren innerstaatlichen Fluchtalternative sprechen zu können – es dem 

Asylwerber möglich sein muss, im Gebiet der innerstaatlichen Fluchtalternative nach 

allfälligen anfänglichen Schwierigkeiten Fuß zu fassen und dort ein Leben ohne unbillige 

Härten zu führen, wie es auch andere Landsleute führen können. Ob dies der Fall ist, 

erfordert eine Beurteilung der allgemeinen Gegebenheiten im Herkunftsstaat und der 

persönlichen Umstände des Asylwerbers. Es handelt sich letztlich um eine Entscheidung im 

Einzelfall, die auf der Grundlage ausreichender Feststellungen über die zu erwartende Lage 

des Asylwerbers in dem in Frage kommenden Gebiet sowie dessen sichere und legale 
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Erreichbarkeit getroffen werden muss (vgl. VwGH 11.03.2010, Ra 2019/18/0443 mit Verweis 

auf VwGH 23.1.2018, Ra 2018/18/0001, mwN). 

 

3.2.2.2. Entsprechend der Judikatur des VfGH (Erkenntnis vom 13.09.2013, U370/2012) ist 

zunächst die Heimatregion des Beschwerdeführers für eine allfällige Rückkehr zu prüfen.  

 

Nach den getroffenen Länderfeststellungen gilt die Herkunftsprovinz des Beschwerdeführers 

– Maidan Wardak – als ein Kerngebiet der Taliban, in dem sich die Sicherheitslage zuletzt 

verschlechtert hat.   

 

Eine allfällige Rückführung des Beschwerdeführers in seine Heimatprovinz könnte daher mit 

ernstzunehmender Gefahr für dessen Leib und Leben verbunden sein. 

 

Eine derartige Gefahr manifestiert sich für den Beschwerdeführer jedoch nicht für ganz 

Afghanistan, da für diesen „innerstaatliche Fluchtalternativen“ bestehen, und zwar aus 

folgenden Erwägungen: 

 

Berücksichtigt man die Kriterien für eine „interne Flucht-, Neuansiedelungs- oder 

Schutzalternative“ für Afghanistan, wie sie der Flüchtlingshochkommissär der Vereinten 

Nationen in seinen Richtlinien vom 30.08.2018 und EASO in der Country Guidance 

aufgestellt haben, weiters die aktuellen Länderberichte und die persönlichen Umstände des 

Beschwerdeführers, so ergibt sich, dass er in zumutbarer Weise auf die Übersiedlung in die 

Städte Mazar-e Sharif und Herat verwiesen werden kann. 

 

Was die in diesen Städten bestehende Versorgungslage und die allgemeinen 

Lebensbedingungen der Bevölkerung betrifft, so können grundlegende soziale und 

wirtschaftliche Bedürfnisse wie etwa der Zugang zu Arbeit, Nahrung, Wasser, Wohnraum 

und Gesundheitsversorgung, (auch) dort häufig nur sehr eingeschränkt verwirklicht werden; 

wer sich ohne jegliche familiäre oder sonstige soziale Anknüpfungspunkte, Fachausbildung 

oder finanzielle Unterstützungsmöglichkeiten durch Dritte in den beiden Städten ansiedelt, 

ist mit wirtschaftlichen Schwierigkeiten konfrontiert. Aus den Länderfeststellungen ist 

jedoch auch ersichtlich, dass sich die Region um Mazar-e Sharif grundsätzlich gut entwickelt, 

indem neue Arbeitsplätze entstehen, sich Firmen ansiedeln und der Dienstleistungsbereich 

wächst; zudem wurde 2017 ein großes nationales Projekt ins Leben gerufen, das darauf 

abzielt, die Armut und Arbeitslosigkeit in der Provinz Balkh zu reduzieren. Auch die Provinz 

Herat ist eine relativ gut entwickelte Provinz. 
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Im vorliegenden Fall gelangt man daher zu dem Ergebnis, dass beim Beschwerdeführer, bei 

dem es sich um einen jungen, gesunden und arbeitsfähigen Mann mit Berufserfahrung 

handelt, keine besonderen individuellen Gefährdungsfaktoren vorliegen und er in der Lage 

sein wird, nach allfälligen anfänglichen Schwierigkeiten in den Städten Herat oder in Mazar-e 

Sharif Fuß zu fassen und dort ein relativ normales Leben ohne unangemessene Härten zu 

führen und zwar auch dann, wenn er dort nicht in allen Belangen durch ein Netzwerk 

unterstützt werden kann. 

 

Dem körperlich gesunden jungen Mann, bei dem keine Hinweise über das Immunsystem 

beeinträchtigende Vorerkrankungen vorliegen, droht – wie bereits im Rahmen der 

Beweiswürdigung dargelegt - im Falle einer Rückkehr mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit 

nicht die Gefahr, durch eine etwaige Ansteckung mit dem Corona-Virus schwer oder sogar 

lebensbedrohlich zu erkranken.  

 

Die belangte Behörde hat daher zu Recht den Antrag des Beschwerdeführers auf 

internationalen Schutz hinsichtlich der Zuerkennung des Status eines subsidiär 

Schutzberechtigten abgewiesen. 

 

3.2.3. Zur Abweisung der Beschwerde gegen Spruchpunkt III. des angefochtenen Bescheides 

(Nichterteilung eines Aufenthaltstitels aus berücksichtigungswürdigen Gründen): 

 

3.2.3.1. § 57 AsylG 2005 steht unter der Überschrift „Aufenthaltsberechtigung besonderer 

Schutz“; sie ist zu erteilen, wenn eine der drei folgenden Voraussetzungen zutrifft: (Z 1) 

wenn – neben weiteren Voraussetzungen – der Aufenthalt des Fremden im Bundesgebiet 

gemäß § 46a Abs. 1 Z 1 oder Z 3 FPG seit mindestens einem Jahr geduldet ist; (Z 2) um die 

Strafverfolgung gerichtlich strafbarer Handlungen zu gewährleisten oder damit 

zivilrechtliche Ansprüche im Zusammenhang mit solchen strafbaren Handlungen geltend 

gemacht und durchgesetzt werden können; oder (Z 3) wenn – neben weiteren 

Voraussetzungen – der Fremde Opfer von Gewalt geworden ist und eine einstweilige 

Verfügung nach §§ 382b oder 382e EO erlassen worden ist oder hätte erlassen werden 

können. 

 

3.2.3.2. Da es keinen Hinweis darauf gibt, dass einer dieser Fälle vorläge, kommt ein 

Aufenthaltstitel nach § 57 AsylG 2005 nicht in Betracht. 
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3.3. Zu Spruchpunkt A) II.: 

3.3.1. Gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz 

mit einer Rückkehrentscheidung oder einer Anordnung zur Außerlandesbringung gemäß 

dem 8. Hauptstück FPG zu verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl 

bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des 

Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird.  

3.3.2. Gemäß § 52 FPG hat das Bundesamt mit Bescheid eine Rückkehrentscheidung u.a. 

dann zu erlassen, wenn dessen Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der 

Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des 

subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird und diesem kein Aufenthaltsrecht nach 

anderen Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt nicht für begünstigte Drittstaatsangehörige. 

3.3.3. Dem Beschwerdeführer ist – wie unter Pkt. 3.2. ausgeführt - weder der Status des 

Asylberechtigten noch der Status des subsidiär Schutzberechtigten zuzuerkennen und es ist 

ihm auch kein Aufenthaltstitel nach § 57 AsylG 2005 von Amts wegen zu erteilen. Beim 

Beschwerdeführer handelt es sich um keinen begünstigten Drittstaatsangehörigen und es 

kommt diesem kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zu. 

3.3.4. Gemäß § 55 AsylG 2005 ist einem im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen 

von Amts wegen eine „Aufenthaltsberechtigung plus“ zu erteilen, wenn dies gemäß § 9 Abs. 

2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK 

geboten ist (Z1) und der Drittstaatsangehörige das Modul 1 der Integrationsvereinbarung 

gemäß § 9 Integrationsgesetz erfüllt hat oder zum Entscheidungszeitpunkt eine erlaubte 

Erwerbstätigkeit ausübt, mit deren Einkommen die monatliche Geringfügigkeitsgrenze 

erreicht wird (Z2). Wenn nur die Voraussetzung der zitierten Z1 vorliegt, ist ihm eine 

„Aufenthaltsberechtigung“ zu erteilen.  

3.3.5. Nach der ständigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes ist bei der Beurteilung, ob 

im Fall der Erlassung einer Rückkehrentscheidung in das durch Art. 8 EMRK geschützte 

Privat- und Familienleben des oder der Fremden eingegriffen wird, eine gewichtende 

Abwägung des öffentlichen Interesses an einer Aufenthaltsbeendigung mit den 

gegenläufigen privaten und familiären Interessen in Form einer Gesamtbetrachtung 

vorzunehmen, die auf alle Umstände des Einzelfalls Bedacht nimmt. Maßgeblich sind dabei 

etwa die Aufenthaltsdauer, das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens und dessen 

Intensität sowie die Schutzwürdigkeit des Privatlebens, weiters der Grad der Integration des 

Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der 

Selbsterhaltungsfähigkeit, der Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am 
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sozialen Leben, der Beschäftigung und ähnlichen Umständen manifestiert sowie die 

Bindungen zum Heimatstaat (siehe VwGH 15.12.2015, Ra 2015/18/0265, mwN). 

Der Verwaltungsgerichtshof hat allerdings auch bereits wiederholt zum Ausdruck gebracht, 

dass einer Aufenthaltsdauer von weniger als fünf Jahren für sich betrachtet noch keine 

maßgebliche Bedeutung für die durchzuführende Interessenabwägung zukommt (VwGH 

06.09.2017, Ra 2017/20/0209; zuletzt VwGH 25.04.2018, Ra 2018/18/0187). Die bloße 

Aufenthaltsdauer ist freilich nicht allein maßgeblich, sondern es ist anhand der jeweiligen 

Umstände des Einzelfalles vor allem zu prüfen, inwieweit der Fremde die in Österreich 

verbrachte Zeit dazu genützt hat, sich sozial und beruflich zu integrieren. Bei der 

Einschätzung des persönlichen Interesses ist auch auf die Auswirkungen, die eine 

Ausweisung auf die familiären oder sonstigen Bindungen des Fremden hätte, Bedacht zu 

nehmen (vgl. VwGH 22.09.2011, 2007/18/0864 bis 0865, mwN). Im Falle eines bloß auf die 

Stellung eines Asylantrags gestützten Aufenthalts wurde in der Entscheidung des EGMR (N. 

gegen United Kingdom vom 27.05.2008, Nr. 26565/05) auch ein Aufenthalt in der Dauer von 

zehn Jahren nicht als allfälliger Hinderungsgrund gegen eine Ausweisung unter dem Aspekt 

einer Verletzung von Art. 8 EMRK thematisiert. 

3.3.6. Vom Begriff des "Familienlebens" in Art. 8 EMRK ist nicht nur die Kleinfamilie von 

Eltern und (minderjährigen) Kindern umfasst, sondern z.B. auch Beziehungen zwischen 

Geschwistern (EKMR 14.03.1980, B 8986/80, EuGRZ 1982, 311) und zwischen Eltern und 

erwachsenen Kindern (etwa EKMR 06.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215). Dies allerdings 

nur unter der Voraussetzung, dass eine gewisse Beziehungsintensität vorliegt. Es kann 

nämlich nicht von vornherein davon ausgegangen werden, dass zwischen Personen, welche 

miteinander verwandt sind, immer auch ein ausreichend intensives Familienleben iSd Art. 8 

EMRK besteht, vielmehr ist dies von den jeweils gegebenen Umständen, von der konkreten 

Lebenssituation abhängig. Der Begriff des "Familienlebens" in Art. 8 EMRK setzt daher neben 

der Verwandtschaft auch andere, engere Bindungen voraus; die Beziehungen müssen eine 

gewisse Intensität aufweisen. So ist etwa darauf abzustellen, ob die betreffenden Personen 

zusammengelebt haben, ein gemeinsamer Haushalt vorliegt oder ob sie (finanziell) 

voneinander abhängig sind (vgl. dazu EKMR 06.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215; EKMR 

19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.02.1979, 7912/77, EuGRZ 1981, 118; EKMR 

14.03.1980, 8986/80, EuGRZ 1982, 311; ebenso VwGH 26.01.2006, 2002/20/0423, sowie 

VwGH 26.01.2006, 2002/20/0235, wonach das Familienleben zwischen Eltern und 

minderjährigen Kindern nicht automatisch mit Erreichen der Volljährigkeit beendet wird, 

wenn das Kind weiter bei den Eltern lebt). 
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Der Begriff des Familienlebens ist darüber hinaus nicht auf Familien beschränkt, die sich auf 

eine Heirat gründen, sondern schließt auch andere de facto Beziehungen ein; maßgebend ist 

beispielsweise das Zusammenleben eines Paares, die Dauer der Beziehung, die 

Demonstration der Verbundenheit durch gemeinsame Kinder oder auf andere Weise (EGMR 

Marckx, EGMR 23.04.1997, ua). Bei dem Begriff "Familienleben" im Sinne des Art. 8 EMRK 

handelt es sich nach gefestigter Ansicht der Konventionsorgane um einen autonomen 

Rechtsbegriff der Konvention. 

3.3.7. Unter dem "Privatleben" sind nach der Rechtsprechung des Europäischen 

Gerichtshofes für Menschenrechte persönliche, soziale und wirtschaftliche Beziehungen 

eines Menschen zu verstehen (vgl. EGMR 15.01.2007, Sisojeva ua. gegen Lettland, Appl. 

60.654/00). In diesem Zusammenhang kommt dem Grad der sozialen Integration des 

Betroffenen eine wichtige Bedeutung zu. 

Nach ständiger Rechtsprechung der Gerichtshöfe öffentlichen Rechts kommt dem 

öffentlichen Interesse aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der öffentlichen 

Ordnung iSd Art. 8 Abs. 2 EMRK ein hoher Stellenwert zu. Der Verfassungsgerichtshof und 

der Verwaltungsgerichtshof haben in ihrer Judikatur ein öffentliches Interesse in dem Sinne 

bejaht, als eine über die Dauer des Asylverfahrens hinausgehende Aufenthaltsverfestigung 

von Personen, die sich bisher bloß aufgrund ihrer Asylantragsstellung im Inland aufhalten 

durften, verhindert werden soll (VfSlg. 17.516/2005 und VwGH 26.06.2007, 2007/01/0479). 

3.3.8. Zum Eingriff in das Familienleben des Beschwerdeführers: 

Der Beschwerdeführer verfügt über keine Familienangehörigen oder sonstige Verwandte in 

Österreich. Vom Vorliegen eines Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK ist daher nicht 

auszugehen. Die aufenthaltsbeendende Maßnahme könnte daher lediglich allenfalls in das 

Privatleben des Beschwerdeführers eingreifen. 

3.3.9. Zum Eingriff in das Privatleben des Beschwerdeführers: 

Der Beschwerdeführer ist zumindest seit 13.02.2016 - somit über fünf Jahre - durchgehend 

im österreichischen Bundesgebiet aufhältig.  

Zugunsten des Beschwerdeführers ist sein Grad an Integration zu berücksichtigen. Er hat sich 

seit seiner Ankunft in Österreich engagiert und konsequent an seiner Integration und seiner 

Weiterbildung gearbeitet: 

Er hat die Hauptschule besucht, verfügt über gute Deutschkenntnisse und geht seit 

mehreren Jahren verschiedenen, vor allem gemeinnützigen und unentgeltlichen Tätigkeiten 

nach und es ist davon auszugehen, dass er – sobald es sowohl die rechtlichen als auch die 
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pandemiebedingten Rahmenbedingungen möglich machen – sich seinen Lebensunterhalt 

durch eigenes Einkommen verdienen wird. 

Weiters ist zugunsten des Beschwerdeführers anzuführen, dass er sehr gute soziale Kontakte 

zur österreichischen Bevölkerung geknüpft hat und intensiv am sozialen Leben in Österreich 

teilnimmt.  

Ferner ist festzuhalten, dass der Beschwerdeführer strafrechtlich unbescholten ist, wobei die 

strafrechtliche Unbescholtenheit weder sein persönliches Interesse an einem Verbleib in 

Österreich zu verstärken noch das öffentliche Interesse an der aufenthaltsbeendenden 

Maßnahme entscheidend abzuschwächen vermag (zB VwGH 25.02.2010, 2009/21/0070; 

13.10.2011, 2009/22/0273; 19.04.2012, 2011/18/0253). 

Auch die Bindung des Beschwerdeführers zu seinem Herkunftsstaat wiegt aus Sicht des 

erkennenden Richters vor den oben dargestellten integrativen Leistungen des 

Beschwerdeführers nicht derart schwer, dass deshalb ein überwiegendes Interesse des 

Beschwerdeführers am Verbleib in Österreich zu verneinen wäre. Vielmehr würden die 

Auswirkungen einer Rückkehrentscheidung auf die Lebenssituation des Beschwerdeführers 

vor dem Hintergrund seiner bisher unternommenen Anstrengungen und des sich daraus 

entwickelten, schützenswerten Privatlebens in Österreich schwerer wiegen als die 

nachteiligen Folgen der Abstandnahme von der Erlassung einer Rückkehrentscheidung. 

Gegenständlich kann keineswegs davon ausgegangen werden, dass der Beschwerdeführer 

die in Österreich verbrachte Zeit nicht genützt hätte, um sich sozial zu integrieren und sich 

weiterzubilden. Der Beschwerdeführer hat sich während seines Aufenthalts seit Jänner 2016 

- wie oben ausgeführt - intensiv und erfolgreich bemüht, sich umfassend zu integrieren. 

Zudem vermag das Verhalten des Beschwerdeführers nicht nahezulegen, dass von einer 

Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung durch ihn auszugehen ist. Der 

Beschwerdeführer hat einen entsprechend hohen Grad der Integration in sprachlicher und 

gesellschaftlicher Hinsicht erreicht, der sich vor allem im erfolgreichen Erwerb von 

Deutschkenntnissen, in der Teilnahme am sozialen Leben sowie der angestrebten 

Absolvierung des Pflichtschulabschlusses und einer umfangreichen Arbeitstätigkeit zeigt. 

Berücksichtigt man all diese Aspekte, so überwiegen im Rahmen einer Gesamtbetrachtung 

im gegenwärtigen Entscheidungszeitpunkt die aus den erwähnten Umständen in ihrer 

Gesamtheit erwachsenden privaten Interessen des Beschwerdeführers am Verbleib im 

österreichischen Bundesgebiet und an der Fortführung seines bestehenden Privatlebens in 

Österreich die öffentlichen Interessen an der Aufenthaltsbeendigung zugunsten eines 

geordneten Fremdenwesens. Eine Rückkehrentscheidung gegen den Beschwerdeführer 
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würde sich daher zum maßgeblichen aktuellen Entscheidungszeitpunkt als 

unverhältnismäßig im Sinne von Art. 8 Abs. 2 EMRK erweisen. 

Das Bundesverwaltungsgericht geht davon aus, dass die drohende Verletzung des 

Privatlebens auf Umständen beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloß vorübergehend, 

sondern auf Dauer sind. Die Rückkehrentscheidung würde daher unverhältnismäßig in das 

Privatleben des Beschwerdeführers eingreifen und war daher gemäß § 9 Abs. 3 BFA-VG 

auszusprechen, dass die Rückkehrentscheidung gegen den Beschwerdeführer auf Dauer 

unzulässig ist. 

 

 

3.4. Zu Spruchpunkt A) III.: 

3.4.1. Gemäß § 55 AsylG 2005 ist einem im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen 

von Amts wegen eine „Aufenthaltsberechtigung plus“ zu erteilen, wenn dies gemäß § 9 Abs. 

2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK 

geboten ist (Z1) und der Drittstaatsangehörige das Modul 1 der Integrationsvereinbarung 

gemäß § 9 Integrationsgesetz erfüllt hat oder zum Entscheidungszeitpunkt eine erlaubte 

Erwerbstätigkeit ausübt, mit deren Einkommen die monatliche Geringfügigkeitsgrenze 

erreicht wird (Z2). Wenn nur die Voraussetzung der zitierten Z1 vorliegt, ist ihm eine 

„Aufenthaltsberechtigung“ zu erteilen.  

3.4.2. Wie bereits ausgeführt war eine gegen den Beschwerdeführer zu erlassende 

Rückkehrentscheidung aufgrund eines durch eine solche erfolgenden Eingriffes in das 

Privatleben des Beschwerdeführers im Sinne des Art. 8 EMRK als auf Dauer unzulässig zu 

erklären, weswegen die erste Voraussetzung des § 55 AylG 2005 als erfüllt anzusehen ist. 

3.4.3. Der Beschwerdeführer erfüllt jedoch nicht die in § 55 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 genannten 

Voraussetzungen zur Erlangung eines Aufenthaltstitels „Aufenthaltsberechtigung plus“. 

3.4.4. Dem Beschwerdeführer war sohin spruchgemäß eine „Aufenthaltsberechtigung“ zu 

erteilen. 

3.5. Da die Voraussetzungen für die Spruchpunkte V. und VI. nicht mehr vorliegen, waren 

diese ersatzlos zu beheben. 

3.6. Es war daher gemäß Spruchpunkt A) zu entscheiden. 
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3.7. Zu Spruchpunkt B): 

 

3.7.1. Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses 

oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der 

Ausspruch ist kurz zu begründen. 

 

3.7.2. Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht 

von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder 

weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer solchen Rechtsprechung. Des Weiteren 

ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als 

uneinheitlich zu beurteilen.  

 

Das Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine 

ständige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare 

Rechtslage stützen.  

 

3.7.3. Es war daher gemäß Spruchpunkt B) zu entscheiden. 


